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MEINE AKTUELLEN KOMMUNALPOLITISCHEN AKTIVITÄTEN... - 01.01.2021 08:00


In unregelmäßigen Abständen werde ich an diese Stelle für mich zum Nachschlagen eine Liste meiner bisherigen kommunalpolitischen Aktivitäten veröffentlichen.


Welche Anfragen wurden an mich herangetragen? Welche Initiativen habe ich selbst ergriffen?


(M)eine aktuelle Liste, die keinen Anspruch auf Vollständigkeit hat:


… in Arbeit:




	Verbesserung des Verkehrsflusses am Seufzerberg


	weitere Überlegungen zum Innenstadtkonzept


	Abbau & Lagerung der denkmalgeschützten Säulen am Bahnhof See


	Platzsparende Buswartehalle an Gehwegen (https://kommunalbeschaffung.de/stadtmobiliar/buswartehaus/89106/buswartehalle-modell-convi) z. B. für die Haltestelle Frühlingsgarten


	Hinweis für Radfahrer südlicher Einmündung vom “Alten Berg”


	Ortsbesichtigung: Mögliche einzelne Radbügel bei den halben Parkplätzen bei den Bäumen in der Maximilianstraße


	Verbesserungspotentiale bei den LSA in Percha an Wochenenden


	Sparpotentiale beim Haushalt 2021





… (für mich vorerst) abgeschlossen:




	Innenstadtkonzept in der “Arbeitsgruppe Innenstadt”


	2. Smiley für Wangen innerorts: aufgestellt


	Sitzgelegenheit Haltestelle Frühlingsgarten stadteinwärts: keine Möglichkeit vorhanden


	Furt durch Maisinger Bach für die Feuerwehr: Planungsprozess ist initiiert





(https://www.politik-starnberg.de/post/639094544208625664/meine-aktuellen-kommunalpolitischen-aktivit%C3%A4ten)



BAND 12 - DEMNÄCHST... IN ALTER TRADITION WIRD AUCH DAS 2. HALBJAHR 2020 IN ANALOGER FORM ALS BUCH ODER DIGITAL ALS E-BOOK IN... - 02.01.2021 08:01


In alter Tradition wird auch das 2. Halbjahr 2020 in analoger Form als Buch oder digital als E-Book in ein paar Wochen erscheinen.


Zusammen sind mittlerweile knapp 6.000 Seiten entstanden.


Band 12 - demnächst …
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Viel Spaß beim “Offline”-Schmökern, Nachforschen oder Erinnern …


(https://www.politik-starnberg.de/post/639185156032397312/band-12-demn%C3%A4chst-in-alter-tradition-wird-auch)



ZUSAMMEN GEHT ES BESSER... (QUELLE: HTTPS://WWW.RMMSW.DE BZW. STARNBERGER MERKUR VOM 2.1.2021) “GEMEINSAM DIE ZUKUNFT UNSERER... - 03.01.2021 08:00


Zusammen geht es besser …


(Quelle: https://www.rmmsw.de bzw. Starnberger Merkur vom 2.1.2021)


“Gemeinsam die Zukunft unserer Region gestalten


Es geht um ein gemeinsames Handeln über die kommunalen Grenzen hinweg, darum die Probleme zu bewältigen und die sich ergebenden Chancen optimal nutzen zu können. Das Raumordnerische Entwicklungskonzept (ROEK) stellte dabei den ersten wichtigen Schritt einer interkommunalen Zusammenarbeit dar, die daran anschließend als Regionalmanagementinitiative weitergeführt wird.”


Das ist für mich einfach der richtige Weg.
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(https://www.politik-starnberg.de/post/639275719629946881/zusammen-geht-es-besser)



WIR SEHEN UND HÖREN (NUR) DAS, WAS WIR ERWARTEN. - 04.01.2021 08:00


"Wir sehen und hören (nur) das, was wir erwarten."


Quelle: Warum das Denken uns nicht in den Kopf will.


Diese Aussage kann sicher jeder bestätigen.


Wenn man den anderen, warum auch immer, akustisch nicht richtig verstanden hat, wird immer das Wort “ersetzt”, welches frau/man am ehesten passt.


Das ist dann manchmal sogar das glatte Gegenteil.


Wie hieß es mal in einer Ausgabe von “Spektrum der Wissenschaft”:


Kommunikation besteht aus zu 50% aus Sprechen und zu 50% aus Verstehen.


(https://www.politik-starnberg.de/post/639366316967460864/wir-sehen-und-h%C3%B6ren-nur-das-was-wir-erwarten)



WARUM KEIN PROVISORIUM AM BAHNHOF SEE? - 05.01.2021 08:00
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Diese Frage stellen sich sicher so einige Bürgerinnen und Bürger.


Wenn doch eh klar ist, dass ein Umbau am Bahnhof erst in X Jahren passieren wird - warum kann man dann nicht ein provisorisches Bahnsteigdach realisieren?


Ich vermute oder behaupte mal, dass die Kosten selbst für ein Provisorium, welches vor allem bei der möglichen Schneelast nicht einstürzt (auch bei einem solchen Ereignis, welches in Österreich und am Alpenrand vor ein paar Wochen eingetreten ist), für beide Bahnsteige sich eher im 6-stelligen Euro-Bereich bewegen werden. Ob das die Bahn so „zwischendurch“ finanzieren möchte? Und dass die Stadt dieses Geld einfach so für ein Provisorium investiert, halte ich bei der aktuellen Haushaltslage auch für nicht unbedingt sinnvoll.


Ich baue darauf, dass sich die Bahn und die Stadt im nächsten Jahr (2021) einig werden, dass zumindest klar ist, wie lange eine Zwischenlösung erforderlich wäre. Dann kann von allen Seiten eine Kosten-/Nutzenabwägung viel besser durchgeführt werden. Und vielleicht einigt man sich ja danach auch, wer eine Übergangslösung in welcher Art und Weise finanziell schultert


Das Hauptproblem eines provisorischen Bahnsteigdaches ist die vom Gesetz vorgeschriebene auszuhaltende Schneelast – und die ist hier in Bayern immer noch durchaus erwähnenswert.


(https://www.politik-starnberg.de/post/639456915532972032/warum-kein-provisorium-am-bahnhof-see)



7 JAHRE... - 06.01.2021 08:00


Wie immer an diesem Datum - dem 6.1. - feiert das Blog einen weiteren Geburtstag. Heuer ist es der 7.


Am 6.1.2014 erblickte dieses Blog “das Licht der Welt” und hat in den letzten 2557 Tagen (oder auch 365 Wochen oder auch 85 Monaten) über so mancherlei kommunalpolitische Themen berichtet.


(M)ein persönliches kommunalpolitisches Tagebuch …


Und wenn ich mir die bisherigen Stichworte (die sogenannten “Tags”) zu den Beiträgen so anschaue, kann ich mein berufliches Interesse, welches sich auch in den gewählten Themen für die Beiträge widerspiegelt, nicht leugnen


(https://www.politik-starnberg.de/post/639547515255111680/7-jahre)



TAGESORDNUNG DER SITZUNG DES PROJEKTAUSSCHUSSES FÜR FEUERWEHR- UND RETTUNGSDIENSTANGELEGENHEITEN AM 12.01.2021 - 07.01.2021 08:00


Sitzungstermin: Dienstag, 12.01.2021, 17:00 Uhr


Raum, Ort: Großer Saal der Schlossberghalle, Vogelanger 2, 82319 Starnberg


Tagesordnung Öffentlicher Teil


TOP 1 Eröffnung der Sitzung


TOP 2 B2-Entlastungstunnel; abwehrender Brandschutz


TOP 3 B2-Entlastungstunnel; Sachstand zum bauzeitlichen Brandschutz- und Rettungskonzept


TOP 4 B2-Entlastungstunnel; Planänderungsverfahren, Angriffswege der Feuerwehr


TOP 5 Ertüchtigung Brückenbauwerk Maisinger Bach hier: Wiederherstellung der Befahrbarkeit für Rettungskräfte


TOP 6 Bekanntgaben, Sonstiges


Also, wer immer sich noch einmal über die Anforderungen der Feuerwehr in Bezug auf den B 2 Tunnel informieren möchte, hat am 12.1.2021 dazu noch einmal die Gelegenheit.


Und am Ende gilt es von allen Beteiligten inkl. der Verkehrsteilnehmer abzuwägen, welches “Risiko” jeder, der in einen Straßentunnel einfährt, auf sich nehmen möchte. In Starnberg dann mit dem Wissen, was die Feuerwehr im Brandfall leisten kann, und in allen anderen Tunneln mit der Unsicherheit, nicht zu wissen, in welcher Form die Fluchtwege vorhanden sind bzw. welche Rettungskonzepte beim Bau umgesetzt wurden.


(https://www.politik-starnberg.de/post/639638107005878272/tagesordnung-der-sitzung-des-projektausschusses)



DER BAYERISCHE HOF - WAS NUN... - 08.01.2021 08:01


Wenn wir alle man davon ausgehen, dass die Stadt sich keine Sanierung des Bayerischen Hofs leisten kann, bleibt ja eigentlich nur noch die Variante einer Sanierung durch einen Investor übrig.


Eine andere Option sehe ich aktuell nicht.


Wenn also eine Sanierung bzw. der Erhalt des denkmalgeschützten Gebäudes nicht nur von vielen Bürgern gewünscht wird, gilt es als Konsequenz diesen Investor zu suchen.


Und bei den gerade im Raum stehenden Summe für eine Sanierung braucht ein Investor eine entsprechende Sicherheit für eine entsprechend lange Nutzungsdauer. Aber wollen wir als Stadt das Grundstück am See verkaufen? Doch eher nicht? Dann wäre eine Lösung, das Grundstück für eine nennenswerte Anzahl von Jahren über das Modell Erbpacht abzugeben. Das würde der Stadt die Möglichkeit eröffnen, dass das Grundstück bei keiner Verlängerung wieder in den Besitz der Stadt übergeben würde.


Und was ist, wenn für eine sinnvolle Investition das Einzelgebäude “Bayerischer Hof” zu klein ist? Ist es dann sinnvoll, auch das ganze Areal mit in die Verhandlungen mit einem Investor einzubringen? Was wiegt schwerer? Den Erhalt des Bayerischen Hofs oder der Erhalt der aktuellen Nutzung der Nebengebäude. Also ich persönlich tendiere zum Ersteren.


Schauen wir mal, ob sich überhaupt Investoren zum Erhalt des Bayerischen Hofs finden und unter welchen Bedingungen diese in unsere Stadt investieren würden.


(https://www.politik-starnberg.de/post/639728735281659904/der-bayerische-hof-was-nun)



EINE LANGE SITZUNGSLISTE... (QUELLE: IOS-APP STADTRATBLOG, JANUAR 2021) DIESES MONAT GIBT ES VIEL ZU TUN. DENN ZU JEDER SITZUNG... - 09.01.2021 08:00


[image: ]


Eine lange Sitzungsliste …


(Quelle: iOS-App STAdtratBlog, Januar 2021)


Diesen Monat gibt es viel zu tun. Denn zu jeder Sitzung erhalten alle(!) Stadträte - und nicht nur die jeweiligen Ausschussmitglieder - die jeweiligen Beschlussvorlagen.


Das ist dann für die Stadträtinnen und Stadträte jede Menge spannende und interessante Lektüre, um nicht nur für den Vertretungsfall ausreichend vorbereitet zu sein.


(https://www.politik-starnberg.de/post/639819320726372352/eine-lange-sitzungsliste-quelle-ios-app)



TAGESORDNUNG DES AUSSCHUSSES FÜR UMWELT, ENERGIE UND MOBILITÄT AM 14.01.2021 - 10.01.2021 08:00


Sitzungstermin: Donnerstag, 14.01.2021, 18:00 Uhr


Raum, Ort: Großer Saal der Schlossberghalle, Vogelanger 2, 82319 Starnberg


Tagesordnung


Öffentlicher Teil


TOP 1 Eröffnung der Sitzung


TOP 2 Bekanntgabe der nichtöffentlich gefassten Beschlüsse aus vorangegangenen Sitzungen


Top 3 Radschnellwegeverbindung München-Starnberg - Vorstellung der Machbarkeitsstudie


TOP 4 Mobilitätsförderung: Sharing in Starnberg und Ergänzung des ÖPNV


TOP 5 Antrag Stadtrat Hr. Zirngibl: erstmalige Verleihung eines Umweltpreises 2021 in Starnberg


TOP 6 Antrag der BMS-Fraktion vom 05.10.2020; Einrichtung von Querungshilfen im Stadtgebiet Starnberg


TOP 7 Antrag der FDP-Fraktion vom 22.10.2020; Einführung von zwei Pendelbuslinien und einer innerstädtischen Ringbuslinie


TOP 8 Parkplatzsituation Kreissparkasse; Flächen für die Feuerwehr Ludwigstraße, Wittelsbacherstraße


TOP 9 Antrag UWG vom 30. November 2020 zur Umwandlung zweier Parkplätze in der Maximilianstraße mit je fünf Radabstellbügeln


TOP 10 Überprüfung von Verkehrszeichen im Stadtgebiet Starnberg; Vorlage des Ergebnisprotokolls


TOP 11 Antrag der Stadtratsfraktion CSU; Ausbau/Verbesserung der Radinfrastruktur


TOP 12 Antrag zur Nutzung von geschlagenem Holz der FDP-Fraktion vom 22.10.2020


TOP 13 Antrag der SPD-Stadtratsfraktion vom 10.12.2020; Renaturierung von Moorflächen für den Arten- und Klimaschutz


TOP 14 Vollzug der Gemeindeordnung (GO); Antrag aus der Bürgerversammlung über die Anbringung zusätzlicher Schilder und Kontrolle des Radfahrverbots an der Seepromenade


TOP 15 Öffnung von Einbahnstraßen für den Radverkehr; Anpassung von Radwegen; Vollzug der Gemeindeordnung (GO); Antrag aus der Bürgerversammlung; Ausweisung einer Fahrradstraße


TOP 16 Vollzug der Gemeindeordnung (GO); Antrag aus der Bürgerversammlung; Straßenqerungsmöglichkeiten Bahnhofstraße / Museumsweg


TOP 17 Vollzug der Gemeindeordnung (GO); Antrag aus der Bürgerversammlung; Straßenqerungsmöglichkeiten Josef-Jägerhuber, Leutstettener, Kaiser-Wilhelm-Straße


TOP 18 Vollzug der Gemeindeordnung (GO); Antrag aus der Bürgerversammlung; Fußgängerlichtsignalanlage Hanfelder Straße/Münchner Straße


TOP 19 Vollzug der Gemeindeordnung (GO); Antrag aus der Bürgerversammlung; Geschwindigkeitsbegrenzung/ Überschreitung Andechser Straße


TOP 20 Vollzug der Gemeindeordnung (GO); Antrag aus der Bürgerversammlung ; Neuasphaltierung/ Flüsterasphalt, 30 km/h-Zone Andechser Straße


TOP 21 Vollzug der Gemeindeordnung (GO); Antrag aus der Bürgerversammlung; Ampelanlage Andechser Straße


TOP 22 Vollzug der Gemeindeordnung (GO); Antrag aus der Bürgerversammlung; Verkehrsberuhigung Starnberg - Vertiefung Maßnahmen und Planung Umbau Einfallstraßen


TOP 23 Vollzug der Gemeindeordnung (GO); Antrag aus der Bürgerversammlung; Verkehr auf der Hanfelder Straße


TOP 24 Vollzug der Gemeindeordnung (GO); Antrag aus der Bürgerversammlung; Verkehr Kühtal


TOP 25 Vollzug der Gemeindeordnung (GO); Antrag aus der Bürgerversammlung; Errichtung Erdwall Westumfahrung


TOP 26 Vollzug der Gemeindeordnung (GO); Antrag aus der Bürgerversammlung; Winterdienst auf dem Verbindungsweg Prinzeneiche/Prinzenweg zum Ernst-Heimaran-Weg


TOP 27 Vollzug der Gemeindeordnung (GO); Antrag aus der Bürgerversammlung; Umgestaltung Fahrradweg Kreuzung Gautinger Straße / Leutstettener Straße


TOP 28 Vollzug der Gemeindeordnung (GO); Antrag aus der Bürgerversammlung; Geschwindigkeitsreduzierung Landstetten


TOP 29 Vollzug der Gemeindeordnung (GO); Antrag aus der Bürgerversammlung; Reinigung des Dorfplatzes unter der Linde, Landstetten


TOP 30 Vollzug der Gemeindeordnung (GO); Antrag aus der Bürgerversammlung; Wechselbeetbepflanzung in Landstetten


TOP 31 Vollzug der Gemeindeordnung (GO); Antrag aus der Bürgerversammlung; Errichtung einer verkehrsberuhigenden Verkehrsinsel am Ortsausgang Wangen


TOP 32 Vollzug der Gemeindeordnung (GO); Antrag aus der Bürgerversammlung; Nicht benutzte Buswartehallen an genutzte Bushaltestelle (mit Bedarf), Ausstattung Haltestellen mit Dach


TOP 33 Vollzug der Gemeindeordnung (GO); Antrag aus der Bürgerversammlung; Buslinie Starnberg - U-Bahnhaltestelle Harras


TOP 34 Bekanntgaben, Sonstiges


Nichtöffentlicher Teil


TOP 36 Bekanntgaben, Sonstiges


Oh Mann - das ist aber eine lange Liste. Da nehme wohl auch ich mal etwas zum Knabbern mit. Und so viele interessante Themen.


Und eigentlich von fast jeder Fraktion einen Antrag …


Da kann man im Sinne einer kürzeren Tagesordnung nur hoffen, dass die Bürgerversammlung 2021 wieder “live” abgehalten werden kann, damit die anwesenden Bürger durch ihr Abstimmungsverhalten eine Vorauswahl treffen können.


(https://www.politik-starnberg.de/post/639909896851210240/tagesordnung-des-ausschusses-f%C3%BCr-umwelt-energie)



DIE NEUE KREUZUNG “EINGEWEIHT”... DA ICH NUR SELTEN MIT DEM PKW UNTERWEGS BIN, HEUTE VERSPÄTET MEINE... - 11.01.2021 08:00


Die neue Kreuzung “eingeweiht” …


Da ich nur selten mit dem PKW unterwegs bin, heute verspätet meine persönliche “Jungfernfahrt” über die neue Petersbrunner Straße inkl. der neu eröffneten Kreuzungszufahrt.


Ich freue mich schon, wenn “die Weilheimer” nicht mehr durch unsere Hauptstraße fahren und viel schneller Starnberg hinter sich lassen können - diejenigen, die bei uns einkaufen wollen, natürlich ausgenommen.


https://va.media.tumblr.com/tumblr_qmnx6o4t2G1tp4jaf.mp4
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(https://www.politik-starnberg.de/post/640000515110010880/die-neue-kreuzungeingeweiht-da-ich-nur-selten)



FEUERWEHR BEKOMMT FAHRSTÜHLE UND... - SICHERHEIT FÜR DEN B 2 TUNNEL & MEHR... - 12.01.2021 20:11


(M)ein Protokoll der Sitzung des Ausschusses für Feuerwehrangelegenheiten vom 12.01.2021:


16:50 Uhr - heute etwas eher, da der erwarteten längeren Vorträge. Mal sehen, ob sich noch etwas Neues ergibt. Großer Andrang herrscht nicht. Von den Nicht-Ausschuss-Stadträten sehe ich jetzt noch nicht so richtig viele.


Es sind (Stand 16:51 Uhr) sechs “neue” anwesende Stadträte im Saal.


TOP 1 Eröffnung der Sitzung


Die stellvertretende Bürgermeisterin eröffnet die Sitzung und begrüßt die Anwesenden. Der Ausschuss ist beschlussfähig und es wurde form- und fristgerecht geladen.


Frau Kammerl fragt nach dem neuen TOP zum Sachstand Feuerwehr und Betriebshof. Das wird angenommen.


TOP 2 B2-Entlastungstunnel; abwehrender Brandschutz


Sachverhalt


Der Haupt- und Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 17.09.2018 beschlossen, die International Fire Academy (IFA) mit der Erstellung eines Sicherungs- und Rettungskonzeptes für den B2- Entlastungstunnel Starnberg zu beauftragen.


Das hierfür erstellte Grobkonzept wurde dem Stadtrat in der Sitzung am 10.12.2018, Vorlage Nr. 2018/395, vorgestellt.


Im BOS-Arbeitskreis kamen seitens der BOS-Vertreter diverse Forderungen, insbesondere Vergrößerung der Treppenhäuser sowie Einbau von Feuerwehraufzügen, Installation einer ortsfesten Brandbekämpfungsanlage, zusammen. Nachdem diese in einem Planänderungsverfahren geprüft und festgehalten werden sollten, wurde bisher der Auftrag für das Brandschutz- und Rettungskonzept in der Betriebsphase noch nicht erteilt. Erst nach Planfeststellung zum Planänderungsverfahren wird der Auftrag an die IFA für das Brandschutz- und Rettungskonzept in der Betriebsphase erteilt, da erst zu diesem Zeitpunkt alle Faktoren bekannt sind, die berücksichtigt werden müssen.


Herr Brauner von der International Fire Academy stellt dem Gremium in der Sitzung nochmals das Grobkonzept für den Interventionsfall vor und steht für Fragen zur Verfügung.


(siehe auch https://www.politik-starnberg.de/post/181000447254/kaum-b%C3%BCrgerinteresse-viel-sicherheit, TOP Ö4)


17:05 Uhr - Herr Brauner beginnt mit seinem Vortrag. Er hält den gleichen aber aktualisierten Vortrag wie vor zwei Jahren.


Ein paar Kernaussagen:




	Die Sicherheit der Einsatzkräfte geht vor.


	je weniger Kräfte, desto spezieller die einzusetzenden Fahrzeuge


	Brandereignisse im Tunnel selten, aber herausfordernd


	Hilfsfristen sind entscheidender Sicherheits- und Kostenfaktor


	Der Rauch ist die Gefahr.


	vorbeugender Brandschutz begrenzt die Ausbreitungsgeschwindigkeit


	Brandabschnitte in großen Häusern sind im Allgemeinen zwischen 30 m und 40 m





[image: ]




	Tunnel bestehen immer nur aus einem Brandabschnitt


	neue Taktik für Tunnel: “Löschen, um zu retten” - erst löschen, damit der Rauch möglichst schnell verschwindet bzw. abzieht


	
zu enge Zufahrten sind oft Probleme


	Mögliche Eindringtiefen sind maximal 300 Meter bis 400 Meter


	Brandunterdrückungsanlagen ersparen nicht das Löschen





[image: ]




	Es sind “Doppelflaschen” für die Beatmung der Feuerwehrleute erforderlich


	wendende Autos sind das Hauptproblem für die schnelle Zufahrt der Feuerwehr


	“Vierseitenangriff” ist erforderlich (2 x Portal, 2 x Notausgang)





(Anm. d. Verf.: Wie erfahren jetzt also wieder, was alles passieren kann. Leider kann frau/man ja immer irgendein “Worst-Case-Szenario” aufbauen, für das es eigentlich keine Lösung gibt. Da bin ich eher auf die daraus resultierenden Forderungen gespannt.)
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Es werden immer sicherheitshalber viele Feuerwehren aktiviert werden müssen.


	60 Feuerleute und 48 davon unter Atemschutz sind (wenn man nicht optimiert) erforderlich


	Für Starnberg sind die Fragen zur Erfüllung der aufgestellten Forderungen noch offen.


	Ausbildung ist notwendig


	Fehlerverträglichkeit bei Brandeinsätzen in Straßentunneln viel geringer


	Tunnelbrände nehmen zu, da es mehr Tunnel gibt


	Auch eine Tunnelbohrmaschine kann brennen.


	Eine Spezialfeuerwehr während der Bauphase ist mehr als sinnvoll.


	Empfehlung: Baustellen-Spezialfeuerwehr und eigene ausgebildete Feuerwehr für den Betrieb





Die Debatte:




	
Herr Dr. Glogger (WPS): Entspricht der Starnberger Tunnel dem jetzigen EU-Standard? Ja oder Nein (Anm. d. Verf.: Da die B2 nicht zum “Europäischen Durchgangsstraßennetz” gehört, sind auch nicht die EU-Normen für Tunnel im “Europäischen Durchgangsstraßennetz” zu erfüllen. Ich hoffe mal, dass diese Frage nicht wieder in dieser Richtung gemeint war.)



	
Herr Brauner: Das kann er so nicht sagen. Er würde heute so einen Tunnel nicht mehr planen. (Anm. d. Verf.: Man gut, dass Frau Kammerl da nachher noch einmal nachhakt.)



	
Herr Dr. Glogger (WPS): Gibt es Erfahrungen mit Elektrofahrzeugen?


	
Herr Brauner: Es gibt immer mehr Erfahrungen mit Batteriebränden.


	
Herr Pfister (BLS): Er fragt nach dem Fall der Anströmseite, wenn Fahrzeuge hinter dem brennenden Fahrzeug stehen.


	
Herr Brauner: Bei einem Abzug mit Lüftungskaminen hat man im Prinzip immer zwei Anströmseiten.





(Anm. d. Verf.: Es ist mit immer noch schleierhaft, welche Erkenntnisse man gewinnen möchte, wenn hier mögliche Fälle diskutiert werden, in denen es Probleme beim Löschen geben könnte. Wir werden zu entscheiden haben, wie stark die Feuerwehr im Landkreis mit oder ohne Hilfe des Bundes sein soll und welches (Rest)Risiko damit eingegangen werden wird. Und das ist meiner Meinung nach nicht abhängig von den möglichen problematischen Situationen.)




	
Herr Pfister (BLS): Wir sprechen über das Grobkonzept. An die Verwaltung: Wie weit ist das Planänderungsverfahren? Gibt es da ein Zeitfenster?


	
Herr Janik: Es gibt noch keinen Termin. Es wird damit gerechnet, dass das Verfahren im Laufe des Jahres abgeschlossen wird.


	
Herr Pfister (BLS): Er stellt den Antrag, alle Kosten von der Stadt beziffern zu lassen und zusichern zu lassen, wer welche Kosten vom Bauherrn übernommen werden. “Der Tunnel kostet Starnberg keinen Euro. ” (Anm. d. Verf.: Nicht schon wieder dieser Missbrauch dieses vermaledeiten Zitats.)



	
Herr Janik: Er bittet um den Antrag in schriftlicher Form, damit der entsprechend vorbereitet kann.


	
Herr Frühauf (CSU): Er fragt nach den Optimierungen bei der Personalstärke.


	
Herr Brauner: Zum Beispiel könnten die Zufahrtswege anders sein, so dass nicht von allen Notausgängen eigene Stoßtrupps erforderlich wären.


	
Frau Kammerl (CSU): Sie bittet um eine Konkretisierung bzgl. der Europanorm. Sie ist mit der bisherigen Antwort nicht zufrieden.


	
Herr Brauner: Er kann das nicht beantworten. Er geht davon aus, dass heutige Tunnel anders geplant werden würden (Anm. d. Verf.: Zunächst sei erwähnt, dass er die RABT nicht kennt - die Richtlinien für den Bau und Betrieb von deutschen Tunneln -, so dass Herr Brauner korrekterweise keine Aussage darüber treffen kann, ob der B2 Tunnel der deutschen Norm entspricht. Wir können davon ausgehen, dass keine öffentliche Behörde ein Bauwerk erstellt, welches nicht die jeweils aktuell gültigen Normen und Vorschriften erfüllt. Auch bin ich mir sicher, dass ein Tunnel, der “heute” geplant werden würde, in 30 Jahren beim Bau auch wieder als “veraltet” gelten würde.)



	
Frau Falk (SPD): Sie hat eine Aussage irritiert: “Eine Lüftung sorgt für zu einer weiteren Verrauchung.” Wie war das gemeint?


	
Herr Brauner: Die Lüftung soll die Arbeit der Einsatzkräfte erleichtern. Es trifft nicht immer zu, was die Tunnelingenieure sich bei der Planung vorgestellt haben.


	
Herr Dr. Schüler (UWG): Er fragt ergänzend zu der Anfrage von Herrn Pfister die Verwaltung nach gesetzlichen Grundlagen zur Aufteilung von Betriebskosten bei Bauwerken von Bundesstraßen in Analogie zu den Verordnungen zur Finanzierung von Straßenkreuzungen.


	
Herr Janik: Es gibt keine Regelungen. Das ist im Wesentlichen Verhandlungssache.


	
Herr Heidinger (BLS) : Während der Bauphase ist der Bund für die Sicherheit bzgl. Brandschutz zuständig.





Beschlussvorschlag


Die Ausführungen von Herrn Brauner (International Fire Academy) werden zur Kenntnis genommen.


angenommen: (Anm. d. Verf.: keine Abstimmung?)


Nachtrag: Abstimmung: (zusammen mit dem TOP 3 gegen 19:15 Uhr):


angenommen: einstimmig


TOP 3 B2-Entlastungstunnel; Sachstand zum bauzeitlichen Brandschutz- und Rettungskonzept


Sachverhalt


Das Staatliche Bauamt Weilheim hat der Stadt Starnberg in einer Besprechung am 18.09.2020 ein Grobkonzept der Firma STUVATEC aus Köln für das bauzeitliche Brandschutz- und Rettungskonzept im B2- Entlastungstunnel Starnberg vorgestellt.


Der durch die Stadt Starnberg beauftragte Fachberater der Firma Phoenix Fire, Herr Dr. Schneider, sowie der federführende Kommandant Herr Markus Grasl haben an der Besprechung teilgenommen und dargelegt, warum hier eine Werkfeuerwehr notwendig ist. Herr Dr. Schneider stellt die Notwendigkeit einer Werkfeuerwehr im Gremium vor.


Mit Schreiben vom 30.11.2020 hat die Stadt Starnberg einen Antrag auf Errichtung einer Werkfeuerwehr für den B2-Entlastungstunnel bei der Regierung von Oberbayern gestellt.


(siehe auch https://www.politik-starnberg.de/post/181908172389/die-individuellesicherheit-und-der-b2-tunnel, TOP 4)


18:27 Uhr - Herr Dr. Schneider beginnt mit seinem Vortrag.


Ein paar Kernaussagen:




	der B2 Tunnel ist ein Standardtunnel


	Für Tunnel gilt immer die aktuelle RABT - aktuell sogar schon die RABT 2016.


	Alle Tunnel haben unterschiedliche Standards - auch in Europa.


	Die RABT 2016 ist gut, aus Sicht der Feuerwehr noch mit Mängeln.


	Mit den aktuellen Planungen der Feuerwehr ist das Risiko des B2 Tunnels vertretbar.


	
Herr Dr. Glogger (WPS): Würde er (Herr Dr. Schneider) heute einen Tunnel mit Selbstrettung und ohne Rettungsstollen (Anm. d. Verf.: Wir haben sogar sechs Rettungsstollen.) bauen? Würde man so etwas noch einmal planen? (Anm. d. Verf.: Heute sicher anders - ist das in 20 Jahren dann auch wieder zu gefährlich?)



	
Herr Dr. Schneider : „Nein, das würde man nicht. Hauptproblem ist die Planung von nur einer Röhre“.


	Eine Doppelröhre ist immer vorzuziehen, ist aber in Starnberg nicht vorgesehen.


	Die Bohrmaschine sollte mindestens eine Fluchtkammer haben, wobei dann auch noch geklärt werden muss, wie die dort dann u. U. festsitzenden Bauarbeiter gerettet werden können.


	Eine Dienstleistungsfeuerwehr ist erforderlich.


	Die “Tropfenvorhänge” müssen funktionieren und die Verbreitung des Rauchs auch zu unterbinden. „Wasservorhänge sind sinnvoll, wenn die Tröpfchendichte richtig bemessen ist und eine richtige Anzahl der Systeme an der richtigen Stelle verwand wird. Zudem muss das System mit dem Entlüftungskonzept abgestimmt werden damit die Entrauchung nicht behindert wird“.





(Anm. d. Verf.: Ein Vortrag nur zum Zuhören. Es werden die Vorgaben aus den Unterlagen zitiert und kurz bewertet.)




	Bei Überdruck brennen Materialien leichter.


	Die kommunalen Feuerwehren können nicht den Werkschutz in der Bauphase übernehmen.


	Rettungsdienste haben generell keine Atemgeräte.


	Im Überdruckbereich können die kommunalen Rettungsdienste und die Feuerwehr nicht arbeiten. Da braucht es eine spezielle Werkfeuerwehr.


	Ein Lotse für die Feuerwehr wird nicht empfohlen, da dieser normalerweise nicht für den Brandfall geschulte Mitarbeiter der Baufirma zu einem zusätzlichen Risiko im Rettungsfall werden könnte.


	
Annahmen “Es passiert schon nichts” sind nicht zulässig





Seine Empfehlung: Werkfeuerwehr - gestellt durch den Bauherren




	Werkfeuerwehr erforderlich, wenn die Zumutbarkeit für die kommunale Feuerwehr nicht möglich


	Werkfeuerwehr erforderlich, wenn entsprechende Erfahrung durch die kommunale Feuerwehr nicht vorhanden





(Anm. d. Verf.: Die vielen Aspekte, die wir heute hören, werden wir wohl nicht behalten. Oder wird es noch einen Bericht zum Nachlesen geben? Wenn ja, könnte man sich hier durchaus etwas verkürzen. Denn die Empfehlung ist ja gerade schon gegeben worden.)




	Das OVG Münster, NRW, anerkannt durch Kommentierung im BayFwG, hat Kriterien für die Einrichtung einer Werkfeuerwehr festgelegt. Diese sind: Notwendiges Vorhalten von Spezialausrüstung, benötigte spezielle Ausbildung für die Gefahrenabwehr, Einhaltung einer kurzen Hilfsfrist.


	Wer die Gefahrenlage schafft, muss auch für deren Beherrschung sorgen. So nachzulesen im Kommentar zum Art. 15. BayFwG.





Die Debatte




	
Herr Janik: Ein Antrag für eine Werkfeuerwehr wurde schon gestellt. Das Bauamt hat für das Thema Verständnis gezeigt. Dafür soll dann der jeweilige Unternehmer verantwortlich sein. Die Starnberger Feuerwehr wäre dann nur für den oberirdischen Bereich zuständig. Es gibt auch schon eine Zusage vom Bund, dass die Kosten (Anm. d. Verf.: wohl zumindest, während er Bauphase) zwischen Stadt und Bund aufgeteilt werden.





Es gibt eine Sitzungspause bis 19:10 Uhr.




	
Herr Janik: Er versucht zu formulieren: Die RABT 2016 ist nicht ausreichend, wird aber eingehalten?


	
Herr Dr. Schneider: Die RABT 2016 ist eine große Verbesserung. Sie wird beim B2 Tunnel eingehalten.





Beschlussvorschlag


Der Sachvortrag von Herrn Dr. Schneider wird zur Kenntnis genommen.


angenommen: einstimmig


TOP 4 B2-Entlastungstunnel; Planänderungsverfahren, Angriffswege der Feuerwehr


Sachverhalt


Das Staatliche Bauamt Weilheim hat, als Ausfluss aus dem BOS-Arbeitskreis für den B2- Entlastungstunnel Starnberg, mit Schreiben vom 10.06.2020 einen Antrag auf Planänderung bei der Regierung von Oberbayern eingereicht. Das Verfahren wurde am 22.06.2020 durch die Regierung eingeleitet.


Der federführende Kommandant, Herr Markus Grasl, wird dem Gremium eine Zusammenfassung der Inhalte des BOS-Arbeitskreises geben und die davon berücksichtigen Punkte im Planänderungsverfahren aufzeigen.


19:16 Uhr - Herr Grasl beginnt mit seinem Vortrag.


Herr Janik erläutert vorab:




	Die Forderungen der Stadt werden vollumfänglich erfüllt.





Ein paar Kernaussagen vom Vortrag von Herrn Grasl:




	Für den Brandschutz gibt es einvernehmliches gemeinsames Konzept.


	Tunnel können nicht verglichen werden


	Die Anzahl der Röhren ist der wesentliche Unterschied.


	Der Bund hat alles getan, um das Bauwerk sicher zu gestalten.





(Anm. d. Verf.: Ein großes Lob von dem Ersten Bürgermeister und von Herrn Grasl.)




	Der Bund hat sich maximal bewegt.


	Die Feuerwehr war im ursprünglichen Planfeststellungsverfahren nicht involviert (Anm. d. Verf.: So habe ich das verstanden.).





(Anm. d. Verf.: Die Präsentation ist vom Staatlichen Bauamt Weilheim(!), hat somit durch aus “Gewicht”.)




	Position vom Notausstieg 1 auf andere Tunnelseite verlagert


	Gerade Treppen mit Podesten statt Wendeltreppen


	Aufzüge statt mobiler Kräne


	Aufstellflächen bei den Notausstiegen


	Wandhydranten und HDWN-Anlage (Hochdruckwassernebelanlage als Brandbekämpfungsanlage gemäß Empfehlung aus RABT 2016)





(Anm. d. Verf.: Das sagt noch jemand, dass dieses Bauwerk nicht sicher ist oder der Bund auf einer vermeintlich “alten Planung” beharrt.)




	Angriffswege der Feuerwehr über die Aufzüge


	Angriffs- und Fluchtweg getrennt


	Aufstellflächen bewirken Betroffenheiten


	Überdruckbelüftung an allen Notausstiegen


	Die Innenmaße der Aufzüge wurden angepasst.


	Überdruckbelüftung für den gesamten Rettungsstollen (Anm. d. Verf.: So habe ich das verstanden.)



	Wandschränke in den Notausgängen


	Ein Sonderlöschmittelfahrzeug ist ggf. zu beschaffen.


	Eine herausnehmbare Mittelleitplanke wird noch diskutiert. Weitere Themen ohne Einfluss auf das Bauwerk sind noch offen.


	Der Bund bezahlt die Feuerwehr in der Bauphase.


	Fazit: Er ist sehr zufrieden.





Die Debatte




	
Herr Janik: Er bedankt sich beim “umtriebigen” Kommandanten. Die erreichten Verbesserungen hätte das Bauamt nicht machen müssen. Das Bauamt versucht aber mit wirtschaftlich vertretbarem Aufwand so viel wie möglich Sicherheit zu erreichen.
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Beschlussvorschlag


Der Sachvortrag wird zur Kenntnis genommen.


angenommen: einstimmig


TOP 5 Ertüchtigung Brückenbauwerk Maisinger Bach; hier: Wiederherstellung der Befahrbarkeit für Rettungskräfte


Sachverhalt


Die Verwaltung möchte dem Projektausschuss für Feuerwehr- und Rettungsdienstangelegenheiten den aktuellen Sachstand mitteilen.


Nach Rücksprache mit dem Landratsamt Starnberg, Wasserrecht und dem Wasserwirtschaftsamt Weilheim kann grundsätzlich eine Ausnahme vom Wasserschutzgebiet erteilt werden, wenn es zu keinerlei negativen Auswirkungen auf das Wasserschutzgebiet kommt. Hierbei ist eine aussagekräftige Planung zur Beurteilung, sowie ein Antrag beim Landratsamt Starnberg einzureichen.


Zur Erstellung der benötigten Planunterlagen wurden im Haushaltsplan 2021 Haushaltsmittel angemeldet, die nach Genehmigung des Haushalts der Stadt Starnberg für die Beauftragung eines externen Ingenieurbüros zur Verfügung stehen. Nach haushaltsrechtlichen Vorgaben kann die Beauftragung erst mit Genehmigung des Haushalts 2021 erfolgen.


Nach Rücksprache mit dem Landratsamt Starnberg, Wasserrecht und dem Wasserwirtschaftsamt Weilheim ist im Antrag planerische und verkehrslenkend darzustellen, warum die Ertüchtigung der Brückenanlage und die Durchfahrt durch das Wasserschutzgebiet zwingend erforderlich ist. Hierzu kann der Feuerwehrbedarfsplan nach Kenntnisnahme des Stadtrates herangezogen werden. Eine Entwurfsfassung ist nicht ausreichend.


Des weiteren muss die Art von Einsatzfahrzeugen, die Fahrtwege, die Anzahl der Fahrzeuge und die voraussichtliche Häufigkeit der Nutzung der Brücke argumentativ beschrieben und dargelegt werden. Nach Rücksprache und erster Durchsicht des Feuerwehrbedarfsfalls bezieht sich die Ertüchtigung auf die Freiwillige Feuerwehr Söcking mit insgesamt 3 Einsatzfahrzeugen. Die voraussichtliche Nutzungshäufigkeit der Brücke ist Seitens der Freiwilligen Feuerwehr noch mitzuteilen.


Nach Rückmeldung des Wasserwerks Starnberg ist bei einer Öffnung der Brücke für die Freiwillige Feuerwehr Söcking die Nutzung auf das notwendige Maß zu beschränken (ausschließlich die Einsatzfahrt), die Nutzung nur mit Ausschluss einer möglichen Kontamination der Fahrzeuge mit wassergefährdenden Stoffen und eine entsprechende Durchfahrts-/Absperrvorrichtung zur Gewährleistung, dass ausschließlich die Feuerwehr die Durchfahrt nutzen kann, ist sicherzustellen.


Die vorgebrachten Argumente, werden im Rahmen der Planung Berücksichtigung finden.


Die Veränderung der Brücke und damit verbundene bauliche Maßnahmen, sowie die Auswirkungen auf den Wildbach "Maisinger Bach" ausgehend von der Bautätigkeit und der anschließenden Nutzung sind im schriftlichen Antrag ausführlich darzulegen. Der Maisinger Bach wird auf Höhe des Brückenbauwerks über die Söckinger Straße zum Georgenbach umbenannt und fließt ohne Reinigungsvorkehrung in den Starnberger See. Im Rahmen der baulichen Veränderungen sind wasserschützende Maßnahmen einzuplanen, sowie Maßnahmen im Kontaminationsfall des Gewässers oder des Schutzgebietes auszuarbeiten.


Die oben genannten Aspekte müssen in die Planungen durch ein geeignetes Ingenieurbüro einfließen, so dass eine aussagekräftige Grundlage zur Beurteilung der möglichen wasserrechtlichen Ausnahme vom Wasserschutzgebiet vorgelegt werden kann. Diese wird dem Projektausschuss für Feuerwehr und Rettungsdienstangelegenheit nach Erstellung zur Beratung und Beschlussfassung vorgelegt.


Beschlussvorschlag:


Der Projektausschuss für Feuerwehr- und Rettungsangelegenheiten nimmt den Sachstand zur Kenntnis.


angenommen: einstimmig


TOP 6 (neu) Aktueller Sachstand zur Einrichtung eines Feuerwehr-Servicezentrums am Betriebshof Starnberg


Sachverhalt


Das Zukunftskonzept Feuerwehr Stadt Starnberg 2018 – 2026, welches der Federführende Kommandant, Markus Grasl, in der Sitzung des Stadtrates am 11.03.2019 vorstellte, sieht vor, dass am Betriebshof Starnberg ein Servicezentrum für die Freiwilligen Feuerwehren geschaffen wird.


Die im Feuerwehrhaus Starnberg freigewordenen Flächen können somit sowohl vom Verein als auch für die Arbeit der zukünftig notwendigen hauptamtlichen Feuerwehrdienstleistenden genutzt werden.


Die Debatte:




	
Herr Pfister (BMS): Er bittet Herrn Grasl um Erläuterungen.


	
Herr Grasl: Er berichtet kurz über die Historie, warum die Situation so ist, dass die Veränderung jetzt sinnvoll ist. Es gab unschöne Sachen - aktuell ist jetzt jeder mit der gefundenen Regelung zufrieden.





(Anm. d. Verf.: Da gab es wohl früher Kompetenzstreitigkeiten zwischen der Ersten Bürgermeisterin und dem Ersten Kommandanten und anscheinend auch noch mehr “Reibereien” im Umfeld.)




	Das Feuerwehrservicezentrum soll Geld sparen.


	Ein großes (neues) Gerätehaus ist günstiger als die Sanierung mehrerer kleinerer Gerätehäuser.


	Mit der Verlagerung werden auf dem Betriebshof Synergieeffekte erzielt.


	
Herr Pfister (BMS): Der Stützpunkt ist sensibel umzusetzen.





Beschlussvorschlag


Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genommen.


angenommen: einstimmig


TOP 6 (alt) Bekanntgaben, Sonstiges


Es gibt nichts …


… es ist 20:15 Uhr und es ist eine früher Feierabend.


(M)ein Fazit:


Das sollten sich alle noch einmal bewusst machen. Es gab heute quasi Zusagen des Bundes, dass die Wünsche bzw. Forderungen der Feuerwehr nahezu alle erfüllt werden. Wer jetzt noch ein Sicherheitsproblem mit dem B 2 Tunnel hat, wird dann wohl bis an sein Lebensende durch keinen einzigen Einröhren-Tunnel mehr fahren - alles andere wäre inkonsequent. Und da es kein Bauwerk oder keine Fahrt “ohne Risiko” gibt und selbst die Sicherheitsfachleute von einem “vertretbaren Risiko” sprechen (wir wissen ja, die Fachleute haben immer einen besonders hohen Anspruch in Ihrem Fachgebiet), sollten wir alle die Debatte über die Tunnelsicherheit hinter uns lassen oder denjenigen überlassen, die in ihrer Argumentationsblase verweilen wollen.


Also für mich ist der B2 Tunnel sicher.


(https://www.politik-starnberg.de/post/640137046526164992/feuerwehr-bekommtfahrst%C3%BChle-und-sicherheit)



WENN ICH SO ETWAS LESE... (QUELLE: STARNBERGER MERKUR, 9.1.2021)... WIRD SICHER NICHT NUR MIR VOR AUGEN GEFÜHRT,... - 13.01.2021 13:00
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Wenn ich so etwas lese …


(Quelle: Starnberger Merkur, 9.1.2021)


… wird sicher nicht nur mir vor Augen geführt, welche “Macht” ein/e Bürgermeister/in gegenüber einem Stadtrat oder Gemeinderat hat, wenn es darum geht, welche Entscheidungen vom Stadtrat bzw. Gemeinderat getroffen werden sollen.


Was die Stadträte bzw. Gemeinderäte nicht wissen, können sie auch nicht beraten oder darüber entscheiden.


(https://www.politik-starnberg.de/post/640200574073257985/wenn-ich-so-etwaslese-quelle-starnberger)



RADLSTELLPLÄTZE, NEUE ZEBRASTREIFEN, VIELE BÜRGERANTRÄGE, PARKPLATZDEBATTEN UND NOCH MEHR RADVERKEHR... - 14.01.2021 22:33


(M)ein Protokoll der Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Gesundheit und Mobilität vom 14.01.2021:


Also heute rechne ich bei über 30 Tagesordnungspunkten erst einmal einem Ende gegen 23:00 Uhr - und bin nachher hoffentlich positiv überrascht.


17:58 Uhr - noch ist die Besetzung ein bisschen “mau” … aktuell sind es mehr Zuschauer als Stadträte …


TOP 1 Eröffnung der Sitzung


Der erste Bürgermeister eröffnet die Sitzung und begrüßt die Anwesenden. Es wurde form- und fristgerecht geladen und der Ausschuss ist beschlussfähig.


Herr Mignoli möchte Punkt 7 um zwei Monate zurückzustellen, da die CSU und die BLS sich auch Gedanken gemacht haben und dass dann zusammen beraten werden sollte.


angenommen: einstimmig


TOP 2 Bekanntgabe der nichtöffentlich gefassten Beschlüsse aus vorangegangenen Sitzungen


Es gibt nichts zu berichten.


TOP 3 Radschnellwegeverbindung München-Starnberg - Vorstellung der Machbarkeitsstudie


Sachverhalt
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Die Förderung des Radverkehrs kann einen wichtigen Beitrag in unterschiedlichen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens leisten, so kann sie positiv das Mobilitätsverhalten, den Klimawandel oder auch die Lebensgewohnheiten der Bevölkerung beeinflussen. Ausgehend von einer im Jahr 2015 erarbeiteten Potenzialstudie "Radschnellwegeverbindungen in München und Umland" hat die Landeshauptstadt München, das Landratsamt München und der Landkreis Starnberg durch die Dortmunder Planersocietät und das Kölner Planungsbüro VIA eG zwischen Februar 2019 und November 2020 eine vertiefende Machbarkeitsstudie für eine Radschnellwegeverbindung zwischen München, Planegg und Starnberg erarbeiten lassen. Die Erarbeitung einer Machbarkeitsstudie stellt die Grundlage für die Beantragung von Fördermitteln für die Umsetzung der Infrastruktur dar. Radschnellwegeverbindungen sollen "[…] in einem Entfernungsbereich bis etwa 20 km ein zügiges, attraktives und sicheres Radfahren [..] gewährleisten und so insbesondere bei Berufspendlern Verlagerungen vom Kfz-Verkehr [..] erreichen."1 "Unter Berücksichtigung der Zeitverluste an Knotenpunkten muss eine Fahrtgeschwindigkeit von mindestens 20 km/h erreicht werden können."2 In diversen Arbeitspapieren, wie bspw. Empfehlungen der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV) oder auch "Empfehlungen zu Planung und Bau von Radschnellwegen in Bayern", erfolgte im Rahmen der Gutachtenerarbeitung eine Abwägung über Qualitätsstandards für die Umsetzung von Radschnellwegeverbindung für die Region München.


Im Ergebnis präsentiert sich eine Führungsvariante, welche vom einem Ringsystem in der Innenstadt (Kaiser-Wilhelm-Straße, Bahnhofplatz und Wittelsbacher Straße) über die Leutstettener Straße in den Riedener Weg in Richtung Gauting geleitet wird.


In einem nächsten Schritt strebt das Landratsamt nun an, mit den Gemeinden Gespräche hinsichtlich der Festlegung von Streckenabschnitten und kommenden Umsetzungsschritten zu führen. In diesem Zusammenhang wird eine erneute Auseinandersetzung mit den in der Stellungnahme skizzierten Herausforderungen ein wichtiger Prozess werden.


Die Schaffung einer Radschnellwegeverbindung wird grundsätzlich seitens der Verwaltung begrüßt und wird als wichtiger Schritt der Mobilitätswende erachtet. Sie könnte darüber hinaus langfristig zu einer höheren Aufenthaltsqualität im Stadtgebiet beitragen. Eine Etablierung muss aber auch mit den übrigen Nutzungsansprüchen eines Stadtgefüges in Zusammenhang gebracht, abgewogen und verträglich integriert werden.


Frau Schwarzbauer, die Radverkehrsbeauftragte des Landratsamtes Starnberg, trägt vor:


Hier einige Kernaussagen:




	Die Trasse 11 hat sich als generell machbar herausgestellt.


	Radschnellverbindungen sind keine Radautobahnen


	Geschwindigkeiten möglichst mehr als 20 km/h


	Beispiele:


	Es gibt eine Vorzugsvariante
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	Kosten im Bereich Starnberg (Anm. d. Verf.: Von mir summiert und grob aus den vorgetragenen Einzelwerten addiert) ca. 3 - 5 Mio. EUR


	Steckbrief: Kosten 18,9 Mio. für den Landkreis und 6.8 Mio. EUR für die Stadt Starnberg


	Nutzen-Kosten-Verhältnis von 1,99 (bezogen auf die Gesamtstrecke)


	
Die Umsetzung liegt immer in der Verantwortung der Kommunen.


	Die Machbarkeitsstudie soll Diskussionsgrundlage für mögliche Umsetzungen sein.





Die Debatte:




	
Herr Weidner (SPD): Er begrüßt die vorgelegten Pläne. Die Zahl der Radpendler steigt. Viele Firmen müssen ihre Radabstellplätze erweitern. Auch Umkleideräume und Duschen werden immer öfter eingerichtet. Die E-Bike-Welle kommt für ihn noch. Man soll sich auf das Machbare konzentrieren. Wir sollten zügig loslegen.


	
Herr Ardelt (WPS): Er fragt nach der Berechnung des Nutzens. Wie wird der gemessen?


	
Frau Münster: Es gab eine Potentialabschätzung auf der Basis der Erfahrungen anderer Studien. Die wurde dann mit vorhandenen Daten ins Verhältnis zu den Kosten gesetzt. Im Bericht wird das noch genau erläutert werden. Auch eine Zunahme durch die neue Verbindung wurde mitberücksichtigt.


	
Frau Dr. Meyer-Bülow (CSU): Die CSU unterstützt den Radverkehr. Sie möchte inhaltliche Anmerkungen machen. (Anm. d. Verf.: Das ist jetzt vielleicht doch ein wenig zu spät?) Der Riedener Weg ist schon jetzt ausreichend mit Radfahrern belastet. Auch Veränderungen in der Innenstadt sieht sie aus finanziellen Gesichtspunkten skeptisch.


	
Frau Münster: Das ist nur eine “Grobstudie”. Ein Bewertungsparameter ist auch die Auswirkung auf die Natur. Das ist genauso wie beim Straßenbau. Auch das ist ein Stück weit berücksichtigt worden. Die Machbarkeitsstudie ist auf Initiative des Landkreises entstanden. Deshalb hat der Landkreis die Kosten übernommen. Die Ergebnisse können von den Gemeinden dann für ihre Aufgaben verwendet werden. Eine Machbarkeitsstudie stellt keine Zwischenlösungen dar. Das ist nicht das Ziel einer Machbarkeitsstudie.


	
Frau Henniger (FDP): Sie fragt nach möglichen Fördermöglichkeiten.


	
Frau Münster: Die Machbarkeitsstudie ist die erste Voraussetzung, die jetzt erfüllt ist. Generell gibt es Förderungen.





Beschlussvorschlag


1. Die Machbarkeitsuntersuchung radiale Radschnellverbindung München-Planegg-Starnberg wird zur Kenntnis genommen.


angenommen: einstimmig


2. Die Verwaltung wird beauftragt, mit dem Landratsamt Gespräche hinsichtlich möglicher Umsetzungsschritte zu führen und diese zur Beratung dem Ausschuss für Umwelt, Energie und Mobilität erneut vorzulegen.


angenommen: 9:2


TOP 4 Mobilitätsförderung: Sharing in Starnberg und Ergänzung des ÖPNV


Sachverhalt


Die Reduktion des motorisierten Individualverkehrs ist eine wichtige Stellschraube in


Zeiten von Klimawandel und innerhalb der Mobilitätswende. Sie führt lokal zur Verringerung von Umwelt- und Lärmbelastungen, Feinstaub und CO2-Ausstoß. Öffentliche Räume können durch die damit verbundene Verringerung des Flächenverbrauchs neuartig gestaltet und in ihrer Aufenthaltsqualität gestärkt werden. Flexible Mobilitätsformen können bestehende Angebote des öffentlichen Personennahverkehrs ergänzen und eine attraktive Alternative zum motorisierten Privatfahrzeug darstellen.


Verschiedene Mobilitätsformen bieten sich hierfür an:




	
Ruftaxis: Sie ergänzen den strikten Fahrplan der öffentlichen Personennahverkehr-Busse und können mit modernster Technik effizient Routen planen.


	
Bike-Sharing: Ein E-Bike-Sharing mit mehreren festen Stationen in Bahnhofsnähe und den topografisch höher gelegenen Ortsteilen Hanfeld und Söcking wäre eine mögliche Ergänzung beziehungsweise. Alternative zu Taxis und Personenkraftwagen. Lastenpedelecs in der Nähe von Supermärkten und Einkaufsmöglichkeiten wären sinnvoll. Zudem fördert Radfahren die Gesundheit der Bürger. Auch Touristen erfreuen sich häufig der Erkundung der Umgebung mittels E-Bike.


	
E-Scooter: Eine mögliche Ergänzung zu E-Bikes stellen die sogenannten E-Scooter dar. Diese sind vor allem bei jüngeren Nutzern beliebt. Jedoch ist zu beachten, dass in den Großstädten die Erfahrung gemacht wurde, dass E-Scooter oft mit rücksichtlosem Fahrverhalten einhergehen und vor allem von Touristen genutzt werden. Durch spontan abgestellte Scooter wird die Verkehrssicherheit für Fußgänger eingeschränkt.


	
stationsgebundene (E)-Car-Sharing Fahrzeuge: Denkbar sind Car-Sharing Angebote für exklusive Nutzerkreise in äußeren Wohngebieten. Die Standorte sind für den Nutzer nahegelegen und weisen eine höhere Verlässlichkeit aufgrund des begrenzten Nutzerkreises auf.





Grundsätzlich wäre eine praktische Realisierung sinnvoll, um die Akzeptanz innerhalb der Bevölkerung und das Nutzerverhalten bewerten zu können. Hierbei kann anfangs mit wenigen Fahrzeugen und E- Bikes getestet werden. Wenn es seitens des Ausschusses gewünscht ist, können die verschiedenen Anbieter ihre Konzepte in einer folgenden Sitzung vorstellen.


Die Debatte:




	
Herr Weidner (SPD) : Er stimmt dem zu. Um Standortvorschläge kümmert sich auch das Landratsamt. Das kann dann synchronisiert werden.


	
Herr Mignoli (BLS): Ein BLS Mitglied würde fünf Fahrzeuge kostenlos zur Verfügung stellen. Die Stellplätze sind wohl dann eher das Problem. Müssen Pilotprojekte auch ausgeschrieben werden?


	
Herr Janik: Bei der Nutzung städtischer Infrastruktur möchte er das schon ausschreiben. Bei fünf bereitgestellten E-Autos wären dann alle Ladesäulen der Stadt belegt. Er möchte erst ein Konzept entwickeln. Und es wäre auch bei dem besagten Angebot Kosten für die Stadt entstanden.





(Anm. d. Verf: Jetzt geht es etwas Hin und Her. Mit Bezug auf den Beschlussvorschlag sind das doch eher Details, die heute noch keine Rolle spielen.)




	
Herr Dr. Sengl (B90/Grüne): Das Modell “beschränktes Car-Sharing” klappt woanders gut. Damit sollte man am ehesten starten.


	
Frau Henniger (FDP): Sie fragt nach den verschiedenen Anbietern. Um welche Fahrzeuge geht es da? Werden öffentliche und beschränkte Modelle angeboten?


	
Herr Grimmer: Im Wesentlichen sind es Anbieter für E-Autos und Car-Sharing-Konzepte. Die Anbieter sind immer auf einen Bereich spezialisiert.





Beschlussvorschlag


Die Verwaltung wird beauftragt, ein Konzept für die praktische Umsetzung alternativer, flexibler Mobilitätsformen zu erarbeiten. Bestandteile des Konzepts sind:




	Formulierung von übergeordneten Zielsetzungen


	Erarbeitung von Standortvorschlägen für E-Car-Sharing


	Erarbeitung von Standortvorschlägen für E-Bike-Sharing


	Recherche von weiteren ergänzenden Mobilitätsformen wie bspw. Ruftaxi und Kleinbusse


	Zusammenstellung möglicher Anbieter und Kooperationspartner





Die Ausarbeitung soll in der zweiten Jahreshälfte 2021 dem Ausschuss für Umwelt, Energie und Mobilität vorgestellt werden, um im Anschluss ein mögliches Vergabeverfahren und die praktische Umsetzung von Pilotprojekten vorbereiten zu können.


angenommen: einstimmig


TOP 6 Antrag Stadtrat Hr. Zirngibl: erstmalige Verleihung eines Umweltpreises 2021 in Starnberg


Sachverhalt


Am 10. November 2020 ging der Antrag von Herrn Zirngibl bei der Verwaltung ein. Die Stadt Starnberg solle 2021 erstmals einen Umweltpreis verleihen. Dieser soll für Firmen sowie Privatpersonen einen Anreiz schaffen, Einsparungen von Strom, Wasser und / oder Emissionen zu erzielen.


Neben dem Energiespar-Förderprogramm wäre der Umweltpreis eine weitere Maßnahme zur finanziellen Motivation der Bürgerinnen und Bürger der Stadt Starnberg.


Als Hilfestellung, wie genau die Vergabe des Preises aussehen könnte, fügte Herr Zirngibl die "Richtlinien für die Vergabe des Umweltpreises der Großen Kreisstadt Neuburg a. d. Donau" an.


Wesentliche Punkte der Richtlinien sind:




	Privatpersonen erhalten als Preis einen Geldbetrag


	Firmen erhalten eine Medaille


	Geldbetrag von mindestens 1.500 €, je nach Haushaltsansatz


	Vergabe alle zwei Jahre


	Ortsgebundene (Wohnsitz, Arbeitsort, Niederlassung) dürfen schriftlich innerhalb einer Frist Personen oder Gruppen vorschlagen


	Im UEM wird in nichtöffentlicher Sitzung eine Vorauswahl getroffen


	Der Stadtrat entscheidet über Vorschlag des Ausschusses für Umwelt, Energie und Mobilität


	
Der amtierende Bürgermeister und der Agenda Beauftragte geben das Ergebnis mit Begründung öffentlich bekannt





Im Vorfeld müsste der Umweltpreis selbstverständlich über Pressemitteilungen beworben werden.


Die Verwaltung schlägt vor, sich an den Richtlinien der Stadt Neuburg zu orientieren.


Eine Realisierung soll entgegen dem Antrag frühestens 2022 stattfinden. So müssen keine Haushaltsgelder rückwirkend eingestellt werden und es bleibt ausreichend Zeit, Richtlinien zu erarbeiten sowie den künftigen Preis zu bewerben.


Die Debatte:




	
Herr Dr. Sengl (B90/Grüne) : Umweltpreise sind keine Umweltpolitik. Er stimmt trotzdem zu.


	
Herr Weidner (SPD): Er findet das gut. Die STAgenda 21 sollte mit einbezogen werden.


	
Frau Henniger (FDP): Gibt es für den Blumenschmuckwettbewerb nicht auch nur eine Medaille.





Beschlussvorschlag


Der Ausschuss für Umwelt, Energie und Mobilität spricht sich dafür aus, einen Umweltpreis künftig alle zwei Jahre zu vergeben und beauftragt die Verwaltung damit, konkrete Richtlinien für einen Umweltpreis 2022 zu formulieren.


Die nötigen Haushaltsmittel sollen in den Haushalt 2022 eingestellt werden.


angenommen: einstimmig


(Anm. d. Verf.: Es gibt jetzt eine arbeitsschutzbedingte 10-minütige Pause, um sich vom Tragen der vorgeschriebenen FFP2-Masken zu erholen. Sechs Tagesordnungspunkte in einer Stunde - das würde ein Ende der Sitzung nach etwas mehr als 5 Stunden bedeuten - das wäre dann 23:00 Uhr. Also noch liegen wird dann also “in der Zeit”.)


TOP 7 Antrag der BMS-Fraktion vom 05.10.2020; Einrichtung von Querungshilfen im Stadtgebiet Starnberg


Sachverhalt


In der Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Energie und Mobilität vom 15.10.2020 wurde die Beschlussfassung über die Anlage mehrerer Querungshilfen durch einen Antrag zur Geschäftsordnung auf die nächste Ausschusssitzung vertagt. Neben den bereits beantragten Querungshilfen sollen weitere Querungsmöglichkeiten gemäß dem Antrag der BMS vom 05.10.2020 geprüft werden und nach einer Ortsbesichtigung in dieser Sitzung wieder vorgelegt werden. Zudem wird die Querungshilfe in der Riedeselstraße Höhe Alersbergstraße, die mit Schreiben vom 21.09.2020 von Stadtratsmitglied Fiedler beantragt wurde, nachfolgend vorgelegt.


Im Stadtgebiet Starnberg wurden in den vergangenen Jahren mehrere Querungshilfen angelegt, um die Verkehrssicherheit für Fußgänger zu verbessern. Nachfolgend werden weitere geplante Querungshilfen aufgelistet.


Als Querungshilfen werden hauptsächlich Fußgängerüberwege geprüft.


Die rechtlichen Voraussetzungen für die Anlage eines Fußgängerüberweges (”Zebrastreifen”) gemäß der R-FGÜ (Richtlinie für die Anlage und Ausstattung von Fußgängerüberwegen) lauten wie folgt:




	Mindestquerungszahl von 50 Fußgängern in der Spitzenstunde und mind. 200 KFZ/Spitzenstunde.


	Innerhalb geschlossener Ortschaft Max. 50km/h Höchstgeschwindigkeit


	Überquerung max. ein Fahrstreifen je Richtung Beidseitiger Gehweg


	Zusätzliche Beleuchtung (andere Farbe, DIN etc.)/Beschilderung Sichtbarkeit (Sichtweiten nach R-FGÜ)


	Nicht in der Nähe von Lichtzeichenanlagen, Straßen mit grüner Welle etc.


	Nicht im Verlauf eines Geh- und Radwegs In Tempo-30-Zonen in der Regel entbehrlich





Finanzielle Auswirkungen:


Bei mehreren beantragten Querungshilfen muss zunächst die bestehende Mittelinsel entfernt werden, um stattdessen einen Fußgängerüberweg einzurichten. Die Kosten für den Umbau betragen ca. 11.500 €. Dabei wird die Einrichtung des Fußgängerüberwegs (Beleuchtung, Verkehrszeichen, Markierung) sowie der Abbau der bestehenden Mittelinsel berücksichtigt.


Beim damaligen Einbau der Mittelinsel lagen die Kosten bei ca. 4.000 €. Die Kosten für die Einrichtung eines Fußgängerüberweges an Stellen, an denen bisher keine Querungshilfe besteht, betragen ca. 10.000 €.


1. Fußgängerüberweg Söckinger Straße Höhe Josef-Fischhaber-Straße


In der Söckinger Straße auf Höhe der Einmündung Josef-Fischhaber-Straße soll ein Fußgängerüberweg anstelle der bestehenden Mittelinsel markiert werden. Die Voraussetzungen für die Einrichtung eines Fußgängerüberwegs liegen grundsätzlich vor. Zur Gewährleistung der Sichtachsen müssten noch zusätzliche Haltverbote angeordnet werden. Zu beachten ist allerdings, dass womöglich ein neuer Gefahrenpunkt geschaffen wird, wenn Radfahrer den Fußgängerweg als Querungshilfe nutzen. Zudem befindet sich im unmittelbaren Querungsbereich die Grundstücksfahrt der Groll Kiesbetriebs GmbH & Co., bei welcher mit größeren Lkws in den unmittelbaren Querungsbereich gefahren wird.


Nach der Ortsbesichtigung wird empfohlen, an dieser Stelle doch ein Fußgängerüberweg zu realisieren.


Frau Pfister (BMS): Sie möchte nach der Ortsbegehung die Punkte 2, 9 und 10 wieder zurückziehen. Langfristig sollte man immer überlegen, die provisorischen Verbesserungen (Anm. d. Verf.: Ich vermute die in den letzten Jahren entstandenen Querungsinseln.) zu sichereren Querungsmöglichkeiten auszubauen.


2. Fußgängerüberweg Riedeselstraße Höhe Heimgartenstraße


In der Riedeselstraße soll auf Höhe der Einmündung der Heimgartenstraße ein Fußgängerüberweg markiert werden. Die Voraussetzungen für die Einrichtung eines Fußgängerüberwegs liegen im Ergebnis nicht vor. Die Einrichtung eines Fußgängerüberweges ist somit rechtlich unzulässig.


3. Querungshilfe Riedeselstraße Höhe Alersbergstraße:


Mit Antrag von Stadtratsmitglied Fiedler vom 21.09.2020 wurde die Verwaltung mit der Prüfung einer Querungshilfe in der Riedeselstraße auf Höhe der Einmündung Alersbergstraße beauftragt. Als Begründung wurde aufgeführt, dass somit eine Querungshilfe für die Senioren des Rummelsberger Stifts zur Sportanlage des SV Söcking, zur Gaststätte und zum Spazierengehen geschaffen wird. Die weiteren Voraussetzungen für die Einrichtung einer Querungshilfe, insbesondere die ausreichenden Sichtbeziehungen, müssen unter Beteiligung der Fachstellen geprüft werden, wenn die bauliche Maßnahme grundsätzlich erfolgen soll. In diesem Zuge werden ebenfalls die Kosten der Maßnahme eruiert.


4. Fußgängerüberweg Hanfelder Straße Höhe Josef-Fischhaber-Straße


Die Voraussetzungen für die Einrichtung eines Fußgängerüberwegs liegen somit im Ergebnis nicht vor, wodurch die Einrichtung rechtlich unzulässig ist.


Empfehlung der Verwaltung:


Da hier bereits eine bauliche Lösung mithilfe einer Mittelinsel eingerichtet wurde soll die bestehende Querungshilfe beibehalten werden, auch unter Berücksichtigung der Kosten. Mittelinseln haben den Vorteil, dass sich Fußgänger beim Queren auf die verschiedenen Fahrtrichtungen der Kraftfahrzeuge einzeln konzentrieren können.


5. Fußgängerüberweg Hanfelder Straße Höhe Bozener Straße


Die Voraussetzungen für die Einrichtung eines Fußgängerüberwegs liegen somit im Ergebnis nicht vor, wodurch die Einrichtung rechtlich unzulässig ist.


Empfehlung der Verwaltung:


Auch an dieser Querungsstelle empfiehlt die Verwaltung, die bestehende Mittelinsel beizubehalten.


6. Fußgängerüberweg Hanfelder Straße Höhe Heimgartenstraße


Die Voraussetzungen für die Einrichtung eines Fußgängerüberwegs liegen somit im Ergebnis nicht vor, wodurch die Einrichtung rechtlich unzulässig ist.


Empfehlung der Verwaltung:


Im Ergebnis empfiehlt die Verwaltung, auch an dieser Querung die bestehende Mittelinsel beizubehalten.


Frau Pfister (BMS): Sie hält einen Zebrastreifen an der Joseph-Fischhaber-Straße für erforderlich. Das Angebot ist aktuell überschaubar. Die ungesicherten Querungshilfen müssen unbedingt sicherer werden. Die sind zwar besser als nichts, aber die haben ihre Tücken. Die erforderlichen Verkehrsstärken sind in Ausnahmesituationen nicht unbedingt als Bedingung heranzuziehen. Sie möchte mehr barrierefreie gesicherte Querungsmöglichkeiten über die Hanfelder Straße.


(Anm. d. Verf.: Ein Zebrastreifen auf der Hanfelder Straße genau zwischen den Einfahrten der Joseph-Fischhaber-Straße und der Max-Emanuel-Kant Straße - da wo jetzt die Querungshilfe ist - halte ich für gefährlich, nicht nur aufgrund von einem möglichen Anfahren am Berg. Denn an einem Zebrastreifen haben die Fußgänger Vorfahrt.)


Herr Mignoli (BLS): Die Insel ist schon ein Grund langsamer zu fahren. An der Stelle würde auch eine Bedarfsampel sinnvoll sein.


Herr Dr. Sengl (B90/Grüne): Die Ausschlusskriterien sind oft zu wenig Fußgänger oder zu hohes Verkehrsaufkommen. Das beißt sich etwas und widerspricht sich zum Teil selbst.


Herr Janik: Hier sind es aber die vielen Autos und nicht zu wenig Fußgänger.


Frau Dr. Meyer-Bülow (CSU): Sie sagt zur Scheinsicherheit, dass gerade diese Ecke recht schwierig ist. (Anm. d. Verf.: Das sehe ich genauso.)


Herr Zirngibl (CSU): Er benützt oft die Querungshilfen. Die sind toll, aber den Bürger ist zu erklären, dass da auch langsam gefahren werden sollte. Auch sind die zum Teil zu schmal. In der Hanfelder Straße werden die Querungshilfen noch schneller durchfahren. Die aktuelle Stelle ist recht gefährlich.


Frau Pfister (BMS) : Vieles spricht dort für einen Zebrastreifen. Laut Richtlinie kann auch dort trotz Verkehrsstärke ein Zebrastreifen eingerichtet werden.


Herr Dr. Sengl (B90/Grüne): Kann man nicht provisorisch die Straße im Bereich der Querungshilfen mal verengen, damit die Autofahrer langsamer fahren?


Herr Zirngibl (CSU): In Martinsried wurde das vorbildlich gelöst.


7. Querungshilfe Leutstettener Straße Höhe Lebenshilfe


Empfehlung der Verwaltung:


Die Einrichtung des Fußgängerüberwegs ist grundsätzlich möglich, da die Voraussetzungen erfüllt sind. Die Verwaltung empfiehlt, den Fußgängerüberweg trotz der Nähe zum Fußgängerüberweg am Rondell einzurichten.


Herr Dr. Schüler (UWG): Er fragt nach dem unbeleuchteten Zebrastreifen am Rondell Starnberg Nord? (Anm. d. Verf.: Ich weiß, das war etwas “Off-Topic”, aber es passte hier am Ehesten zum Thema.)


Herr Bauer: Die soll im Frühjahr 2021 eingerichtet werden.


8. Maximilian-von-Dziembowski-Straße Höhe Alter Berg


Im Ergebnis ist die Anordnung eines Fußgängerüberwegs an den genannten Standorten rechtlich nicht zulässig. Bei der Ortsbesichtigung kann die genaue beabsichtigte Lage der Querungshilfe nochmals festgelegt werden.


9. Josef-Fischhaber-Straße Höhe Lenbachstraße


Die Einrichtung eines Fußgängerüberwegs ist im Ergebnis hier rechtlich unzulässig.


10. Andechser Straße Höhe Bründlwiese


Die Einrichtung einer Querungshilfe wurde bereits von Seiten des Landratsamtes Starnberg 2017 geprüft und abgelehnt. Die Einrichtung eines Fußgängerüberweges ist im Ergebnis somit rechtlich unzulässig.


Beschlussvorschlag


1. Ein Fußgängerüberweg in der Söckinger Straße Höhe Josef-Fischhaber-Straße kann aufgrund Ortsbegehung eingerichtet werden.


angenommen: einstimmig


2. Ein Fußgängerüberweg in der Riedeselstraße Höhe Einmündung Heimgartenstraße wird nicht eingerichtet, da die rechtlichen Voraussetzungen nicht vorliegen.


3. Eine Querungshilfe in der Riedeselstraße wird nicht wie beantragt eingerichtet. Stattdessen wird ein alternativer Standort weiter in Richtung Andechser Straße geprüft und dem Ausschuss wiedervorgelegt.


angenommen: einstimmig


4. Ein Fußgängerüberweg in der Hanfelder Straße Höhe Einmündung Josef-Fischhaber-Straße wird nicht eingerichtet, da die rechtlichen Voraussetzungen nicht vorliegen. Die bestehende Mittelinsel soll beibehalten werden.


Antrag Herr Mignoli: Aufstellen einer Bedarfsampel


abgelehnt: 6:6


Beschlussvorschlag Verwaltung:


angenommen: 8:4


5. Ein Fußgängerüberweg in der Hanfelder Straße Höhe Einmündung Bozener Straße wird nicht eingerichtet, da die rechtlichen Voraussetzungen nicht vorliegen. Die bestehende Mittelinsel soll beibehalten werden.


angenommen: 9:3


6. Ein Fußgängerüberweg in der Hanfelder Straße Höhe Einmündung Heimgartenstraße wird nicht eingerichtet, da die rechtlichen Voraussetzungen nicht vorliegen. Die bestehende Mittelinsel soll beibehalten werden.


angenommen: 9:3


Antrag Dr. Sengl (B90/Grüne): Verengung vor den Querungsinseln (zu den Beschlüssen 4./5./6.)


angenommen: einstimmig


7. Ein Fußgängerüberweg in der Leutstettener Straße Höhe Lebenshilfe wird eingerichtet.


angenommen: 11:1


8. Ein Fußgängerüberweg in der Maximilian-von-Dziembowski-Straße auf Höhe der Einmündungen von Alter Berg und Auersberg wird nicht eingerichtet, da die rechtlichen Voraussetzungen nicht vorliegen.


angenommen: einstimmig


9. Ein Fußgängerüberweg in der Josef-Fischhaber-Straße auf Höhe der Einmündung Lenbachstraße wird nicht eingerichtet, da die rechtlichen Voraussetzungen nicht vorliegen.


10. Eine Querungshilfe in der Andechser Straße auf Höhe Bründlwiese wird nicht eingerichtet, da die rechtlichen Voraussetzungen nicht vorliegen.


(Anm. d. Verf.: Ist dann jetzt die umfangreiche “Zebrastreifeninitiative” über das Ziel hinausgeschossen? Wobei es ja dann auch die Aufgabe der Stadt ist, die Vorschläge aus dem Stadtrat zu prüfen - siehe TOP 12.)


TOP 7 Antrag der FDP-Fraktion vom 22.10.2020; Einführung von zwei Pendelbuslinien und einer innerstädtischen Ringbuslinie


vertagt


TOP 8 Parkplatzsituation Kreissparkasse; Flächen für die Feuerwehr Ludwigstraße, Wittelsbacherstraße


Sachverhalt


In der Ludwigstraße im Abschnitt zwischen Wittelsbacherstraße und B2 wurden die Parkplätze mit verkehrsrechtlicher Anordnung vom 10.04.2018 neu geordnet. Durch die CSU-Fraktion wurde mit Schreiben vom 22.05.2019 beantragt, die ursprüngliche Parksituation der Ludwigstraße wiederherzustellen.


Daraufhin wurde in der Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Energie und Mobilität vom 26.06.2019 beschlossen, dass eine Änderung der Parkplatzmarkierung vorerst nicht durchgeführt wird. Zudem wurde beschlossen, dass die Verwaltung beauftragt wird, die Anordnung von Parkplätzen im Umfeld der Sparkasse von den Fachbehörden prüfen zu lassen und die Angelegenheit wieder vorzulegen. Neben den Parkplätzen in der Ludwigstraße wurde somit auch die Parkplatzsituation in der Wittelsbacherstraße geprüft.


Der Fahrversuch wurde am 11.12.2020 durchgeführt.


Im Ergebnis müssen die Parkplätze in der Wittelsbacherstraße größtenteils entfallen, da die Flächen für die Feuerwehr aus dem Brandschutzplan beim Fahrversuch bestätigt werden konnten.


Die Debatte:




	
Herr Zirngibl (CSU): Dem Gewerbe wird durch die wegfallenden Parkplätze weiter geschadet. (Anm. d. Verf.: Es soll ja auch Kunden geben, die nicht mit dem Auto kommen. Natürlich gibt es auch Kunden mit Auto. Aber für mich wird ein bisschen zu viel auf diesen Zusammenhang gepocht - und zumeist auf der Basis individuelle Einschätzungen - da will ich mich auch gar nicht ausnehmen.)



	
Herr Janik: Der Brandschutz kann nicht einfach so außer Acht gelassen werden.


	
Herr Mignoli (BLS): Wen will die Feuerwehr von der Glasfront retten? Ist das nicht woanders in der Stadt auch dann viel zu eng? (Anm. d. Verf.: Nicht noch mehr schlafende Hunde wecken - reicht nicht dieser?)



	
Herr Janik : Die Leute retten sich aufs Dach.


	
Herr Mignoli (BLS): Wenn wir die Parkplätze alle weg machen, dann haben wir auch kein Gewerbe mehr. Wir müssen auch neue Parkplätze schaffen - zum Beispiel auf dem Tutzinger Hof Platz. Was wünschen sich die Händler?


	
Frau Pfister (BMS): Hier gibt es heute keine Wahl. Sie sorgt sich bei den wegfallenden Parkplätzen um die steigenden Geschwindigkeiten aufgrund der dann breiteren Straße. Vielleicht kann man da durch andere Lösungen etwas entgegenwirken.


	
Frau Meyer-Bülow (CSU): Sie fragt nach einer möglichen Verlegung von Parkplätzen in der Wittelsbacherstraße.


	
Herr Janik: Da ist es zu eng. Wir prüfen das aber gerne noch einmal.


	
Frau Henniger (FDP): Sie möchte mit dem Vorurteil aufräumen, dass fehlende Parkplätze den Handel töten. Das wird in Starnberg nicht anders sein. Sie fragt zur Ludwigstraße und den Parkplätzen.





Beschlussvorschlag


1. Der Ausschuss nimmt die Ergebnisse des Fahrversuchs zur Kenntnis. angenommen: einstimmig


2. Die Verwaltung wird beauftragt, die unzulässigen Parkplätze in der Wittelsbacherstraße und der Ludwigstraße zu entfernen.


angenommen: 11:1


3. Die Verwaltung wird zudem beauftragt, einen Behindertenparkplatz auf der südlichen Straßenseite der Ludwigstraße zwischen der Zufahrt zu Hauptstraße Hausnummer 9 und der Tiefgaragenzufahrt zur Sparkasse auszuweisen.


angenommen: 10:2


(Anm. d. Verf.: Frau/man könnte jetzt fast denken, dass man den schlafenden Hund lieber nicht hätte wecken sollen?)


Antrag Herr Mignoli:


Suchen von Möglichkeiten zur Schaffung zusätzlicher oberirdischer Stellplätze


abgelehnt: 6:6


(Anm. d. Verf.: Manchmal habe ich das Gefühl, dass es gemäß den geführten Debatten jetzt schon gar keine Parkplätze mehr für Pkw in der Starnberger Innenstadt geben würde. Da wird um jeden einzelnen Platz teilweise “gekämpft”. Selbst ohne Parkhäuser gibt es in Starnberg meiner Meinung nach immer noch nicht wenige oberirdische Stellplätze für Pkws.)


TOP 9 Antrag UWG vom 30. November 2020 zur Umwandlung zweier Parkplätze in der Maximilianstraße mit je fünf Radabstellbügeln


Sachverhalt


Am 30.November 2020 reichte die Stadtratsfraktion UWG einen Antrag zur Umwandlung zweier Parkplätze in der Maximilianstraße in Radabstellanlagen mit je fünf Radabstellbügeln pro Parkplatz ein. Dabei soll ein Parkplatz in der nördlichen und ein Parkplatz in der südlichen Maximilianstraße umgewandelt werden. Die Maßnahme wäre zunächst auf zwei Jahre befristet.


Begründet wird der Antrag damit, dass die Innenstadt vom motorisierten Individualverkehr entlastet werden sollte. Dieser Umstieg auf andere Verkehrsmittel wäre ein wichtiger Baustein. Weiterhin wird darauf verwiesen, dass im Zuge der Gleichbehandlung aller Verkehrsmittel für den Radverkehr Abstellmöglichkeiten bereitgestellt werden sollen, welche nicht als störend wahrgenommen werden.


Als Variante 1 könnten die sonst verwendeten Fahrradanlehnbügel durch die Verwaltung bestellt werden. Die Verwaltung verwendet das Modell Ferro BECKbike F9. Die Empfehlung wäre hier die Stahlbügel mit Holzauflage zu wählen, da sonst beim Anlehnen der Fahrräder stets der Lack abgekratzt wird (Bsp. Radabstellanlagen Rheinlandstraße Gymnasium und Tutzinger-Hof-Platz). Der Einbau erfolgt über die Rahmenvertragsfirma Schulz. Die geschätzten Kosten zur Herstellung der Radabstellanlagen belaufen sich auf 10.000 € (brutto).


Als Variante 2 könnte auch ein Modell, welches in Landsberg a. Lech eingesetzt wurde, genutzt werden. Dieses Modell ist eine Sonderkonstruktion der Stadt Landsberg a. Lech, welche gemeinsam mit dem Büro Lohrer Hochrain Landschaftsarchitekten aus München entwickelt wurde. Die Herstellungskosten liegen uns derzeit nicht vor und werden nach Befürwortung in Erfahrung gebracht.


Die Umsetzung der Radabstellanlagen könnte im Folgejahr 2021 erfolgen.


Die Debatte:




	
Herr Mignoli (BLS) : Er nimmt Bezug auf den vorherigen Tagesordnungspunkt. Er wartet, dass der Handel mal aufsteht. Da wandern Bürger schon in andere Städte aus.


	
Herr Dr. Sengl (B90/Grüne) : Fünf Radstände versus ein Auto. Mit dem Parkleitsystem würden die Parkgaragen besser genutzt werden können.


	
Frau Pfister (BMS) : Wieviel Räder pro Parkplatz?


	
Herr Dr. Schüler (UWG): Es sind gemäß Beschluss 4 je Stellplatz, also Platz für je 8 Fahrräder je Stellplatz.


	
Frau Dr. Lauer (B90/Grüne): Warum ist die Firma schon im Beschluss festgelegt?


	
Herr Janik: Das ist unsere Tiefbaurahmenvertragsfirma.


	
Frau Dr. Meyer-Bülow (CSU): Sie sieht keinen Bedarf. Sie stellt sich lieber auf den Gehweg vor die Geschäfte.


	
Herrn Zirngibl (CSU): Er beantragt, den Antrag zurückzustellen. “Warten wir noch 1,5 Jahre.” Damit setzen wir ein Zeichen für das Gewerbe.


	
Herr Dr. Schüler (UWG): Er fragt nach dem Verhältnis der von der Stadt bereitgestellten öffentlichen Flächen für Pkws und Radfahrer - gefühlt 100% für Pkw : 0% für Fahrräder. Ihm geht es auch um ein Zeichen, dass die Stadt ihre Flächen nicht nur für parkenden PKWs zur Verfügung stellt - um ein wenig Gleichberechtigung. Gegen Autos, die vor den Geschäften auf dem Gehweg parken, hätten sicher alle etwas.


	
Herr Zirngibl (CSU): Es gibt auch Ältere, die auf das Auto angewiesen sind. (Anm. d. Verf.: Als wenn es abzüglich der zwei beantragten wegfallenden keine weiteren Parkplätze in der Stadt gäbe.)






Antrag: Zirngibl (CSU): Zurückstellung des Antrags


abgelehnt: 4:9




	
Frau Fohrmann (CSU): In Münster sind die Radbügel am Rand von Plätzen und Flächen und nicht an Straßen. Warum ist das hier jetzt so?





(Anm. d. Verf.: Da die Maximilianstraße - unsere Einkaufsstraße - keine größeren Fläche mit Platzcharakter hat, können die Stellplätze hier eben nur “an der Straße” oder auch nur “neben dem Gehweg” umgesetzt werden.)


Beschlussvorschlag


1. Der Ausschuss für Umwelt, Energie und Mobilität beschließt die Radabstellanlagen mit je vier Bügeln umzusetzen.


angenommen: 8:4


2. Der Ausschuss für Umwelt, Energie und Mobilität beschließt die Variante Ferro BECKbike F9 einzubauen.


angenommen: 8:4


3. Die Kosten für die Umsetzung wird über die Verwaltungshaushaltstelle 6300.5131 -Straßenunterhalt von Plätzen und Wegen verbucht.


angenommen: 9:3


(Anm. d. Verf.: Bin ich jetzt das Feindbild des Einzelhandels? Zumindest wohl für diejenigen, die nur Kunden haben, die ausschließlich mit dem Pkw anreisen. Die Zukunft wird zeigen, ob eine beruhigte Innenstadt nicht doch mehr Kunden anzieht.)


(Anm. d. Verf.: Es gibt jetzt die nächste arbeitsschutzbedingte 10-minütige Pause, um sich vom Tragen der vorgeschriebenen FFP2-Masken zu erholen. 9 Tagesordnungspunkte in zwei Stunden - das würde ein Ende der Sitzung nach etwas mehr als 7 Stunden bedeuten - das wäre dann eher 01:00 Uhr. Also noch liegen wird dann wohl nicht mehr “in der Zeit”.)


TOP 10 Überprüfung von Verkehrszeichen im Stadtgebiet Starnberg; Vorlage des Ergebnisprotokolls


Sachverhalt


Durch Beschluss des Ausschusses für Umwelt, Energie und Mobilität vom 15.06.2020 zur Überprüfung der Sinnhaftigkeit und Zweckmäßigkeit von Verkehrszeichen im Stadtgebiet Starnberg wurde eine Verkehrsschau durch die Stadtverwaltung unter Beteiligung der Fachstellen durchgeführt. Die Verkehrsschau beruht auf einer Auflistung von Verkehrszeichen, die vom örtlichen Fahrschullehrer Herrn Thomas Schubert erstellt wurde.


Zum Punkt 10 des Protokolls "Unterführung Perchastraße/Josef-Jägerhuber-Straße" soll nachfolgend einzeln beschlossen werden:


Die Unterführung soll für den Mofaverkehr freigegeben werden. Es bestehen keine verkehrssicherheitsrechtlichen Bedenken, die einer Durchfahrt von Mofas entgegenstehen. Die Fahrbahnbreiten und die Sichtbeziehungen sind ausreichend. Zudem besteht für Mofafahrer, abseits der verkehrsbelasteten B2, ansonsten keine Möglichkeit die Bahnlinie zu queren. Es ergibt sich auch keine zusätzliche Lärmbelastung für die Anwohner. Die Lärmimmissionen sind geringer als die der vorbeifahrenden Züge der Bahnlinie. Die Stadtverwaltung empfiehlt, dass die Unterführung für den Mofaverkehr freigegeben wird.


Nachfolgend werden die Ergebnisse der weiteren Punkte in Kurzfassung aufgeführt:


1. Entfernung der Zeichen Nr. 260 StVO an den Einmündungen zum „Quartier Tempo 30- Zone“ im Bereich zwischen der Hanfelder Straße und Bahnhof Nord


Die Beschilderung als Zone mit "Anlieger frei"-Regelung soll bestehen bleiben, da sich die Verkehrsbelastung in diesem Gebiet verringert hat. In der Sitzung des Stadtrates vom 26.10.2020 wurde beschlossen, dass die Regelung bis auf Weiteres beibehalten werden soll.


2. Vorverlegung der Haltelinie Kreuzung Leutstettener Straße/Münchner Straße


Aufgrund der Gewährleistung der Schleppkurven für größere Fahrzeuge soll die Haltelinie an der bisherigen zurückversetzten Position verbleiben.


3. Hanfelder Straße Kreuzung Riedeselstraße; Fahrstreifenbegrenzung des Abbiegestreifens


Es wird eine Leitlinie als Fahrstreifenbegrenzung zur besseren Orientierung für den Verkehr in Fahrtrichtung Hanfeld markiert. Dadurch wird ein geregeltes Einordnen und ein besserer Verkehrsfluss erreicht.


4. Ortstafel Söcking


Mit dem Landratsamt wurde bei einem Abstimmungstermin am 15.06.2020 so verblieben, dass das Ortsschild vorerst am aktuellen Standort bestehen bleibt, bis eine entsprechende Anweisung erfolgt.


5. Umfahrung Hanfeld – Tempo 70


Der Abschnitt mit Tempo 70 wird auf den Bereich zwischen der Einmündung Hanfeld Nord (Mühltaler Straße) und der Waldkreuzung eingegrenzt.


Im Bereich zwischen der Einmündung Hanfeld Nord und Taubenhüll wird die Temporeduzierung mit dem kreuzenden Radverkehr in diesem Bereich begründet. Im Straßenabschnitt bei Taubenhüll bestand bereits vor der Anordnung im gesamten Bereich eine Geschwindigkeitsbeschränkung auf Tempo 70. Diese wurde aufgrund der Bushaltestelle sowie der zwei Ausfahrten des Weilers Taubenhüll eingerichtet. Daher soll Tempo 70 in diesem Bereich weiterhin gelten und um den kurzen Abschnitt bis zur Waldkreuzung erweitert werden.


6. Fahrradaufstellfläche Rheinlandstraße am Ende des Einbahnstraßenabschnitts


Da die aktuelle Regelung nicht eindeutig ist und teilweise zu unklaren Verkehrssituationen führt, wird die Markierung angepasst. Die Radfahrer werden vom bestehenden Radweg gerade auf die Fahrbahn und parallel zum gegenüberliegenden Schutzstreifen geführt.


7. Pfeilmarkierungen am Seufzerberg


Die Polizeiinspektion Starnberg spricht sich für eine Vorankündigung der Abbiegespuren in der Bahnhofstraße aus. Das Landratsamt Starnberg sieht derzeit keine Notwendigkeit dazu, da die Pfeile früh genug erkennbar sein sollen. Von Seiten der Stadt wird die Markierung als sinnvoll angesehen, da aufgrund des vorhandenen Rückstaus die bestehenden Pfeile nicht immer eingesehen werden können. Darüber hinaus soll auf die untypische Einordnung für den geradeaus fahrenden Verkehr auf der linken Fahrbahnseite hingewiesen werden. Daher wird ein entsprechender Antrag beim Landratsamt gestellt.


8. Abbiegemarkierungen; Kreuzung am Tutzinger Hof-Platz


Die Abbiegelinien sollen zur besseren Orientierung an der fünfarmigen Kreuzung wieder erneuert werden. Die Planung für die Erneuerung der Linien liegt in der Zuständigkeit des Landratsamtes Starnberg. Daher wird ein entsprechender Antrag an das Landratsamt gestellt. Anschließend erfolgt die Ausführung der Markierung im Kreuzungsbereich von Seiten der Stadt Starnberg, da der Unterhalt der B2 innerhalb der Ortschaft in der Zuständigkeit der Stadt liegt.


9. "Anlieger frei"-Beschilderung an der Fahrradstraße Perchastraße


Die vorhandene „Anlieger frei"-Beschilderung wird durch das Zusatzzeichen "Kraftfahrzeugverkehr", ersetzt damit die Straßen im Bereich Perchastraße/Uhdestraße/Schiffhüttenweg uneingeschränkt befahrbar sind.


10. Unterführung Perchastraße/Josef-Jägerhuber-Straße


Über die Angelegenheit wird als eigener Punkt in der Beschlussvorlage beschlossen (s.o.).


11. Fahrradstraße Riedener Weg


Die Fahrradstraße wurde in Verbindung mit der Tempo-30-Zone im Quartier zwischen Hanfelder Straße und Bahnhof Nord gemäß dem Stadtratsbeschluss vom 11.12.2017 ausgewiesen. Grundsätzlich gilt nach der VwV StVO, dass Fahrradstraßen immer dann in Betracht kommen, wenn der Radverkehr die vorherrschende Verkehrsart ist oder dies alsbald zu erwarten ist. In der Sitzung des Projektausschusses Verkehrsentwicklung am 21.10.2020 wurde die Thematik erneut vorgelegt. Die aktuelle Regelung soll aufgrund der Verkehrsentlastung für den Riedener Weg bestehen bleiben.


12. Aufhebung von Geschwindigkeitsbeschränkungen


In Starnberg befinden sich am Ende mehrerer Straßen Geschwindigkeitsbeschränkungen. Diese sind überflüssig, da die auf dieser Strecke gültige Geschwindigkeitsbeschränkung streckenbezogen ist. Eine Aufhebung des Tempolimits am Ende einer Straße ist somit nicht notwendig. Die überflüssige Beschilderung soll entfernt werden.


13. Aufgeweitete Radaufstellflächen Söckinger Straße/Leutstettener Straße


Die Aufstellfläche in der Söckinger Straße soll entfernt werden, da die Radfahrer keine Möglichkeit haben an den wartenden Kfz-Fahrzeugen vorbeizufahren, um auf die aufgeweitete Radaufstellfläche zu gelangen.


Die Aufstellfläche in der Leutstettener Straße soll beibehalten werden, da diese über den für Radfahrer freigegebenen Gehweg erreichbar ist.


14. Lüderitzstraße Vorfahrtsregelung


Da es sich um einen verkehrsberuhigten Bereich handelt bzw. weil sich die Einmündung hinter einem abgesenkten Bordstein befindet, ist von der Lüderitzstraße Vorfahrt zu gewähren – auch ohne Beschilderung. Das Zeichen Nr. 301 StVO ist somit überflüssig und soll entfernt werden.


Die Debatte:




	
Frau Pfister (BMS): Es geht um Punkt 5. Wird Tempo 100 km/h zwischen Kreise und Ortsschild empfohlen?


	
Herr Janik: So ist es rechtmäßig.


	
Herr Weidner (SPD): Bei der Einmündung aus Richtung Mühlthal. Da ist 100 km/h viel zu gefährlich.


	
Herr Janik: Es ist laut Polizei kein Unfallschwerpunkt. Es ist nicht wünschenswert, aber die rechtmäßige Variante.


	
Frau Pfister (BMS) : Wenn man bis zum Ortsschild 100 km/h fahren kann, ist das gefährlich.


	
Herr Weidner (SPD): Wir sollten das trotzdem nicht so entscheiden.


	
Herr Dr. Sengl (B90/Grüne) : Manchmal ist auch die StVO mal zu ändern.


	
Frau Pfister (BMS): Werden bei den Neumarkierungen unter Punkt 8 die Radfahrer mehr berücksichtigt?


	
Herr Janik: Da ist bisher nichts angedacht.


	
Frau Pfister (BMS): Sie fragt nach Punkt 13.


	
Herr Janik: Er ist bisher noch nie bedrängt worden, wenn er als Radfahrer als Erstes an der Ampel steht.


	
Herr Dr. Schüler (UWG): Auch er hat in den letzten 15 Jahren noch nie ein Fahrzeug direkt neben sich gehabt, wenn er mit dem Fahrrad als Erster im Trog an der Ampel stand.





(Anm. d. Verf.: Da ist wohl damals ein wenig zu schnell der Punkt 13. umgesetzt worden?)


Beschlussvorschlag


1. Die Unterführung zwischen Perchastraße und Uhdestraße wird für Mofas freigegeben (Punkt 10. des Ergebnisprotokolls). Der Gehsteig ist in geeigneter Weise kenntlich zu machen.


angenommen: einstimmig


2. Die einzelnen Punkte des Ergebnisprotokolls (1. – 4. 6. - 9., 11. – 12, 14.) werden, wie im Ergebnisprotokoll dokumentiert, umgesetzt bzw. beibehalten.


angenommen: einstimmig


2. Der einzelnen Punkt 5 nicht umsetzen. (Tempo 70 zwischen Kreisel und Ortseingang und auf der Hanfelder Umgehung.)


angenommen: 11:1


3. Der einzelne Punkt 13. (Söckinger Straße) wird umgesetzt.


angenommen: 9:3


4. Der einzelne Punkt 13. (Leutstettener Straße) wird umgesetzt.


angenommen: einstimmig


TOP 11 Antrag der Stadtratsfraktion CSU; Ausbau/Verbesserung der Radinfrastruktur


Sachverhalt


Mit Antrag der Stadtratsfraktion CSU vom 23.09.2020 wurden zahlreiche Maßnahmen zum Ausbau und zur Verbesserung der Fahrradinfrastruktur beantragt.


1. Kurzfristig umsetzbare Maßnahmen:


1.1 Fahrradschutzstreifen


Die Voraussetzungen zur Installierung eines Fahrradschutzstreifens sind gemäß der Straßenverkehrs- Ordnung (StVO), eine Fahrbahnbreite von mind. 7 Metern (Schutzstreifen jeweils 1,50 m und Fahrbahn 4,0 m), entsprechende Verkehrsbelastungen des Straßenzuges, die zu einer Schutzbedürftigkeit des Radverkehrs führen und keine entsprechenden Geschwindigkeitsreduzierungen im betroffenen Straßenzug, die eine Schutzwirkung für den Radverkehr implementieren.


Die Schutzstreifen sollen unter anderem im Zuge der Staatsstraßen Possenhofener Straße, Würmstraße, Berger Straße und Buchhofstraße angelegt werden.


Im Hinblick auf die Fahrradschutzstreifen im Zuge der Buchhofstraße verweist die Verwaltung auf die Stellungnahmen des Staatlichen Bauamtes Weilheim und der Polizeiinspektion Starnberg im Rahmen der Planungen zum Umbau der Kreuzung Berger Straße/Buchhofstraße.


Im Zuge der Söckinger Straße, Andechser Straße, Riedeselstraße und Prinz-Karl-Straße wird Seitens der Verwaltung und in Abstimmung mit dem Alltagsradroutennetz derzeit die Möglichkeit der Installierung von Fahrradschutzstreifen noch abschließend geprüft.


Im Zuge der Prinz-Karl-Straße kann bereits mitgeteilt, werden, dass die Möglichkeit einer solchen Verkehrsanlage für Radfahrer aufgrund der Straßenbreite ausschließlich im Straßenabschnitt zwischen Einmündung Andechser Straße und Überleitung auf den straßenbegleitenden benutzungspflichtigen Geh- und Radweg erfolgen kann. Jedoch muss der Schutzstreifen im Bereich des Fußgängerüberweges und der Bushaltestelle unterbrochen werden, sodass keine tatsächliche Durchgängigkeit entsteht. Im weiteren Verlauf der alten Prinz-Karl-Straße ist mangels ausreichender Breiten eine Installierung nicht möglich.


In der Riedeselstraße ist bereits ein einseitiger benutzungspflichtiger Geh- und Radweg zwischen der Bushaltestelle "Wankstraße" und der Einmündung zur Hanfelder Straße vorhanden. In diesem Bereich ist ein Fahrradschutzstreifen nicht installierbar. Im Bereich zwischen der Bushaltestelle "Wankstraße" und der Einmündung zur Andechser Straße fallen mit Installierung des Fahrradschutzstreifens die Parkplätze entlang des Straßenzuges weg. Weiter muss der Fahrradschutzstreifen im Bereich der Bushaltestellen und der Fußgängerbedarfsampel unterbrochen werden. Zur abschließenden Beurteilung bedarf es jedoch einer Straßenvermessung.


Im Zuge der Söckinger und Andechser Straße ermöglichen die vorhandenen Straßenbreiten nach erster Einschätzung die Installierung eines beidseitigen Fahrradschutzstreifens. Jedoch sollten in den bergabfahrenden Bereichen beider Straßenzüge die Fahrradschutzstreifen jeweils in Fahrtrichtung bergab aufgehoben werden. Durch die erhöhte Geschwindigkeit ist das Mitfahren im fließenden Verkehr möglich. Weiter fallen die Parkplätze im Verkehrsraum im gesamten Straßenverlauf weg und im Bereich der Bushaltestellen und der Fußgängerüberwege ist der Fahrradschutzstreifen zu unterbrechen. Die Schutzstreifen würde, aufgrund der Fahrbahnbreiten auf Höhe des Brückenbauwerks über den Maisinger Bach enden, sodass für den weiteren Verlauf bis zur Einmündung in die Bundesstraße B2 keine Radverkehrsanlage installierbar ist. Zur abschließenden Beurteilung wird eine Straßenvermessung des gesamten Straßenzuges benötigt.


Aufgrund der erheblichen Kosten einer Straßenvermessung wird derzeit an einem Maßnahmenkatalog zur gesamtheitlichen Förderung des Radverkehrs im Stadtgebiet Starnberg erarbeitet.


Für den Ortsteil Söcking werden derzeit ein Integriertes Städtebauliches Entwicklungskonzept sowie ergänzend für zwei Schwerpunktbereiche Vorbereitende Untersuchungen gemäß 141 BauGB durchgeführt. Es wird als zielführend erachtet, die im Antrag aufgeführten Missstände für Söcking in das Gutachten aufzunehmen und Umbaumaßnahmen schrittweise gebündelt, nach Möglichkeit unter Verwendung entsprechender Fördermittel, umzusetzen. Eine Fertigstellung des Gutachtens wird im ersten Halbjahr 2021 erwartet, im Frühjahr 2021 soll nochmals die Öffentlichkeit zu dem Thema beteiligt werden.


1.2 Alternative Wegführung zur Hanfelder Straße


Der Antrag für die alternative Radwegeverbindung zum Schutzstreifen an der Hanfelder Straße über Blumensiedlung, Am Hochwald und Angerweidestraße wird aufgrund der zentralen Zuständigkeit landkreisweit beim Landratsamt Starnberg gestellt. Für die Maßnahme (Beschilderung, etc.) ist die Stadt Starnberg Kostenträger. Haushaltsmittel wurden hierfür geringfügig im Haushaltsplan 2021 veranschlagt.


1.3 Ausbau der Radwegbeschilderung


Der Ausbau der Radwegbeschilderung mit der sogenannten FGSV-Beschilderung obliegt zuständigkeitsmäßig beim Landratsamt Starnberg und wird auf Antrag der Stadt Starnberg geprüft und entschieden.


1.4 Radtourenangebote


Des weiteren wurde der Ausbau der Radtourenangebote auf den Seiten der gwt Starnberg GmbH und die Integration der Touren auf den entsprechenden Portalen beantragt. Die Anfrage wird an das Landratsamt Starnberg weitergegeben.


1.5 Einmündung Percha


An der Einmündung des Radweges vom Schiffbauerweg zum Radweg entlang der B2 bestehen ungünstige Sichtbeziehungen. Daher wird ein Rückschnitt der Büsche im unmittelbaren Einmündungsbereich erfolgen. Das vorhandene Verkehrszeichen "Vorfahrt gewähren" soll erneuert werden. Das vorhandene Werbeschild wird entfernt.


Ergänzend hierzu wurde ein Hinweis aus der Bürgerschaft geäußert, dass der im Schiffbauerweg verlaufende Radweg auf Höhe der "Seestub'n" sowie im südlichen Bereich des Stellplatzbereiches ebenfalls aufgrund des Bewuchses und der ein- und ausparkenden PKW unübersichtlich sei und Gefahrensituationen hervorrufen würde. Eine alternative Führung des Radverkehrs westlich der Seestub'n entlang des Ufers ist derzeit nicht freigegeben und müsste mit dem Landratsamt abgestimmt werden. Die Flächen sind als Landschaftsschutzgebiet ausgewiesen.


1.6 Fahrbahnmarkierungen


An der Einmündung des Buzentaurwegs zur Berger Straße liegen die verkehrsrechtlichen Voraussetzungen für eine Rotmarkierung vor. Die Radfahrerfurt soll den Richtlinien entsprechend markiert werden und die Radwegabschnitte neben der Einmündung erkennbar verbinden. An der Einmündung des Schiffbauerwegs in den Radweg entlang der Berger Straße liegen die Voraussetzungen nicht vor, da hier eine Vorfahrtsregelung mit "rechts-vor-links" zwischen den beiden Radwegen besteht. Die Rotmarkierung kann nur entlang einer vorfahrtsberechtigten Straße angelegt werden.


1.7 Söcking – Bordstein Einmündung Alpspitzstraße


Die Radverkehrsführung im Bereich der Einmündung Alpspitzstraße und dem Ortsende Richtung Hanfeld erfolgt mit Überleitung auf den benutzungspflichtigen Geh- und Radweg nach der Einfriedung des letzten Anwesens. Die Führung des Radverkehrs über den Gehweg zwischen Alpspitzstraße und Ortsende ist mangels ausreichender Breiten nicht möglich.


Die Absenkung ist für die Nutzung durch Fußgänger regelkonform ausgestaltet. Eine Absenkung ist nicht erforderlich.


1.8 Söcking – Alter Berg


Die Verkehrssituation am Gehwegabschnitt von Alter Berg soll verbessert werden. Die Beschilderung mit Gehweg und "Radfahrer frei" bleibt bestehen, da die Breiten für eine gemeinsame Führung des Geh- und Radverkehrs gegeben sind. Der Radverkehr könnte ansonsten alternativ nur über die vielbefahrene und uneinsichtige Maximilianvon-Dziembowski-Straße fahren. Der Radfahrer hat nach der aktuellen Beschilderung grundsätzlich Schrittgeschwindigkeit zu fahren. Der neuralgische Punkt im Einmündungsbereich Alter Berg/An der Bohle soll verbessert werden. An dieser Stelle wird eine Absperrung, zusätzlich zur Absperrung an der Einmündung Alter Berg/Klenzestraße eingerichtet. Die Absperrung soll mittels Schranke erfolgen, damit der Anwohner von Alter Berg Hausnummern 23, 23a weiterhin zu seinem Grundstück zufahren kann. Der Anwohner erhält einen Schlüssel um die Schranke im Bedarfsfall der Zufahrt öffnen und schließen zu können.


1.9 Söcking – Georg-Bader-Straße/Carolinenstraße


Der Gehweg zwischen Carolinenstraße und Georg-Bader-Weg ist im Bestand für Fußgänger ausgewiesen. Der Weg weist eine Breite von durchgehend ca. 2,00 m auf. Für die Freigabe des Radverkehrs sind allerdings Fahrbahnbreiten von mindestens 2,50 m erforderlich. Ein gefahrloses Begegnen zweier Radfahrer bzw. eine Begegnung zwischen Radfahrer und Fußgänger ist auf dem Gehweg nicht möglich. Daher kann der Radverkehr im Ergebnis nicht zugelassen werden. Hinsichtlich der Freigabe der Carolinenstraße für den Fahrradverkehr wurden Bedenken der Bürgerschaft geäußert.


1.10 Leutstetten – Würmbrücke St. 2063


Die Radverkehrsführung erfolgt in diesem Bereich im fließenden Verkehr. Die Randbereiche der Würmbrücke weisen nicht die erforderlichen Breiten für die Zulassung des Radverkehrs auf. Eine Absenkung ist weiter mit dem Staatlichen Bauamt Weilheim, Baulastträger und dem Landratsamt Starnberg, Untere Straßenverkehrsbehörde, zuständigkeitsmäßig abzustimmen. Aus Sicht der Verwaltung führt die Absenkung zu einer Scheinsicherheit und zu keiner Verkehrssicherheit der Radfahrer.


1.11 Radweg Starnberg-Leutstetten


Der entsprechende Bereich befindet sich außerhalb der geschlossenen Ortschaft und liegt in der Zuständigkeit des Staatlichen Bauamtes Weilheim. Ein entsprechender Hinweis wird weitergegeben.


1.12 Söcking – Zeppelinpromenade/Prinz-Karl-Straße


Die Absenkung des Hochbords ist derzeit nicht regelkonform und entsprechend anzupassen. Hierbei ist zudem im weiteren Verlauf der Hochbord in Richtung Fünf-Seen-Schule anzupassen, sodass ein Überfahren durch Kraftfahrzeuge und Busse nicht mehr möglich ist. Dabei ist auf die Schleppkurven der Linienbusse zu achten, sodass die Stadtbuslinie 904 auch weiterhin den Streckenverlauf nutzen kann. Die Maßnahme wird in die Maßnahmenliste der Straßenunterhaltsfirma für 2021 aufgenommen.


1.13 Radverbindung – Perchting-Hadorf


Die Ausschilderung der Radverbindung ist derzeit noch in Prüfung. Grundsätzlich besteht gegen die Ausschilderung des Weges keine Bedenken und wird nach Abschluss der internen Prüfung zur Genehmigung an das Landratsamt Starnberg, Untere Straßenverkehrsbehörde, übermittelt.


1.14 Wangen – Olympiastraße


Die Olympiastraße ist in diesem Bereich eine qualifizierte Straße, deren Zuständigkeit beim Staatlichen Bauamt Weilheim und dem Landratsamt Starnberg liegt. Ein entsprechender Antrag zur Absenkung des Bordsteins wird Seitens der Verwaltung gestellt.


2. Mittelfristige Maßnahmen


2.1 Radwegverbindung Mamhofen


Durch den Bau der Westumfahrung und den parallel zur Umgehungsstraße auf Höhe von Gut Mamhofen aufgeschütteten Wall ist die wichtige Radwegeverbindung von Hanfeld über Mamhofen Richtung Oberbrunn abgeschnitten worden. Neben der unter 2.7 beschriebenen Maßnahme zur Verbesserung des Radwegenetzes ist zusätzlich eine Verlängerung des Radwegs ab Hanfeld bis auf Höhe Taubenhüll und die Weiterführung Richtung Oberbrunn über die bestehenden Waldwege zu prüfen. Eine Gesprächsanfrage an die Eigentümerin wurde versendet.


2.2 Radverkehr im Innenstadtkonzept


Die Förderung des Radverkehrs im Innenstadtbereich wird Bestandteil der jüngst beschlossenen Maßnahmen zur temporären Umgestaltung des Bereiches rund um den Bahnhofplatz sein, welcher als konzeptioneller Ausgangspunkt für weitere Planungen in Richtung Norden dient. Darüber hinaus arbeitet die Verwaltung derzeit an einem Maßnahmenkatalog, welcher gesamtheitlich die Förderung von Radverkehr im Stadtgebiet betrachten soll. Vorausgreifend hierzu liegt ein Antrag der UWG vor, welcher eine temporäre Umnutzung zweier Stellplätze in der Maximilianstraße zugunsten von Radabstellanlagen vorschlägt.


2.3 Fahrradschutzstreifen – Hauptstraße B2


Der Antrag zur Installierung eines Fahrradschutzstreifens nach Fertigstellung des Tunnels wird entsprechend dann das Landratsamt Starnberg zur weiteren Veranlassung weitergeleitet.


2.4 Radweg Perchting – Hadorf STA 3


Die Installierung eines straßenbegleitenden Radweges wurde an das Landratsamt Starnberg, als zuständiger Straßenbaulastträger der Kreisstraße STA 3, weitergeleitet. Bzgl. der Ertüchtigung des alternativen Weges wird auf Punkt 1.13 verwiesen.


2.5 Gemeindeverbindungsstraße Hanfeld-Mühlthal


Die Sanierungen des Straßenzuges wurden in der Vergangenheit minimal gehalten, dass der Straßenzug für den Durchgangsverkehr unattraktiv ist. Grundsätzlich können aus Sicht der Verwaltung alle vorgeschlagenen Verbesserungsalternativen umgesetzt werden. Jedoch sind die Alternative 1 und 2 sehr kostenintensiv und derzeit im Haushaltsplan des Vermögenshaushaltes 2021 nicht abgebildet. Das reine Flicken des Straßenzuges erfolgt nach Maßgabe der Verkehrssicherheit turnusgemäß durch den städtischen Betriebshof. Aufgrund der aktuellen Haushaltslage schlägt die Verwaltung das Fortführen der Lösung c) durch Behebung der Schlaglöcher im Asphaltbereich vor.


2.6 Söcking – Radwegverlängerung straßenbegleitend


Die Verlängerung des straßenbegleitenden Radweges entlang der Andechser Straße zwischen Kühtal und Bründlwiese steht im Zusammenhang mit dem ISEK. Für den Ortsteil Söcking werden derzeit ein Integriertes Städtebauliches Entwicklungskonzept sowie ergänzend für zwei Schwerpunktbereiche Vorbereitende Untersuchungen gemäß 141 BauGB durchgeführt. Mit den Konzepten sollen die Ausweisungen von Sanierungsgebieten und die Aufnahme in das Städtebauförderungsprogramm "Sozialer Zusammenhalt" vorbereitet werden. Bei der Erarbeitung wird der Ortsteil städtebaulich und gesamtheitlich betrachtet, die Missstände aufgenommen und bewertet und ein zusammenhängendes Maßnahmenkonzept für die zukünftige Entwicklung vorgeschlagen. Es wird als zielführend erachtet, die im Antrag aufgeführten Missstände für Söcking in das Gutachten aufzunehmen und Umbaumaßnahmen schrittweise gebündelt, nach Möglichkeit unter Verwendung entsprechender Fördermittel, umzusetzen. Eine Fertigstellung des Gutachtens wird im ersten Halbjahr 2021 erwartet, im Frühjahr 2021 soll nochmals die Öffentlichkeit zu dem Thema beteiligt werden.


2.7 Mamhofen


Durch den Bau der Westumfahrung und den parallel zur Umgehungsstraße auf Höhe von Gut Mamhofen aufgeschütteten Wall ist die wichtige Radwegeverbindung von Hanfeld über Mamhofen Richtung Unering – Drössling abgeschnitten worden. Verhandlungen mit der Grundstückseigentümerin zur Herstellung einer Unterführung auf Höhe von Gut Mamhofen blieben bislang ergebnislos. Die als Umleitung geltende Strecke über die Brücke bei Hadorf wird von zahlreichen Radfahrern nicht akzeptiert, da sie faktisch einen Umweg bedeutet. Um auf Höhe von Gut Mamhofen die Westumfahrung queren zu können, fahren Radfahrer regelmäßig zunächst ca. 200 m auf der Westumfahrung bis zur Einmündung des Waldwegs Richtung Unering, was aus Gründen der Verkehrssicherheit nicht akzeptabel ist. Möglichkeiten einer gefahrloseren Querung der Westumfahrung sind dringend zu prüfen. Eine Gesprächsanfrage an die Eigentümerin wurde versendet.


Die Debatte:




	
Herr Dr. Sengl (B90/Grüne): Er erkennt nicht, warum der Fahrradstreifen entfernt werden soll.


	
Frau Pfister (BMS): Der Fahrradstreifen soll ihrer Meinung nach bestehen bleiben.


	
Frau Henniger (FDP) : Die Verwaltung soll ein Konzept erarbeiten?


	
Herr Janik: Ja


	
Herr Dr. Sengl (B90/Grüne): Es gibt Gerüchte zu Schranken im Wald um Mamhofen und nicht nettem Verhalten gegenüber Radfahrern.


	
Herr Janik: Wir sind an dem Thema dran. Wenn es etwas Konkretes gibt, geben wir das bekannt.


	
Frau Meyer-Bülow (CSU): Bei den gewünschten Bordsteinabsenkungen geht es nur um den zugelassenen Radverkehr auf Gehwegen (Kinder). Das sollen keine Radwege werden.


	
Frau Dr. Lauer (B90/Grüne): Es geht um den Schiffbauerweg. Es sollten lieber Spiegel aufgestellt werden, anstatt die Büsche zurückzuschneiden.





Beschlussvorschlag


1. Der Ausschuss für Umwelt, Energie und Mobilität nimmt den Antrag zur Kenntnis.


angenommen: einstimmig


2. Der Ausschuss für Umwelt, Energie und Mobilität stimmt den vorgeschlagenen Maßnahmen (ohne Punkt 1.5) und der weiteren Vorgehensweise zu.


angenommen: einstimmig


3. Der Ausschuss für Umwelt, Energie und Mobilität stimmt den vorgeschlagenen Maßnahmen unter 1.5 und der weiteren Vorgehensweise zu


abgelehnt: 7:3


(Anm. d. Verf.: Warum gibt es jetzt noch weitere Wortbeiträge? Es gab die Abstimmung - das war früher dann immer das Ende des TOPs.)


TOP 12 Antrag zur Nutzung von geschlagenem Holz der FDP-Fraktion vom 22.10.2020


Sachverhalt


Der Forstbestand im Eigentum der Stadt Starnberg wird vom Revierleiter (Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Weilheim i. OB) verwaltet. Die aus der städtischen Forstwirtschaft anfallenden Holzerträge werden über die Waldbesitzervereinigung verwaltet und veräußert. Durch den Holzverkauf werden jährliche Einnahmen zwischen 20.000 und 30.000 Euro erzielt. In Jahren mit starken Stürmen belaufen sich die Einnahmen auf bis zu 70.000 Euro pro Jahr.


Einzelne Kernholzstämme, welche aufgrund von Sturmschäden umfallen oder im Rahmen der Verkehrssicherungspflicht geschlagen werden, bleiben in der Regel liegen. Der finanzielle Aufwand für die Entsorgung eines Stammes überschreitet bei weitem die eventuellen Einnahmen aus dem Verkauf. Die Entscheidung, einzelne Stämme liegen zu lassen, basiert daher auf dem Grundsatz der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit.


Die Schäden am Laubholz liegen zum überwiegenden Teil am Pilzbefall. Befallene Stämme werden aufgrund der geminderten Erträge ebenfalls liegen gelassen. Alte Buchen, die sich im Laufe der Zeit in Totholz verwandeln, beherbergen bis zu 2.500 Pilze, Algen und Flechten, über 1.700 Käfer und Wespenarten, mehr als 60 Vogelarten, 23 Fledermausarten und verschiedene Vierbeiner, wie zum Beispiel den Baummarder und Siebenschläfer.


Es gibt immer wieder Anfragen von Privat, das Stammholz in Eigenregie unentgeltlich aus städtischem Wald zu entfernen. Um den Totholzanteil in den Wäldern zu fördern, wurden in den letzten Jahren jedoch keine Genehmigungen erteilt.


Die Debatte:




	
Herr Mignoli (BLS): Er fragt nach dem Sinn des Liegenlassens in Hinblick auf die Borkenkäfer?


	
Herr Wiedner (SPD): Beim Managementplan zum Leutstettener Moos gibt es auch den Appell, dass Holz liegen zu lassen.


	
Frau Dr. Lauer (B90/Grüne): Der Borkenkäfer ist eher ein Problem von Nadelbäumen. Laubholz als Totholz ist aus artenschutzrechtlichen Gründen wichtig.


	
Frau Pfister (BMS): Aktuell werden die untersten Meter als Lebensraum immer stehengelassen werden.





Beschlussvorschlag


Der Antrag der FDP-Fraktion, keine gesunden Kernstämme als Totholzbiotop in den städtischen Wäldern liegen zu lassen, wird abgelehnt.


angenommen: einstimmig


TOP 13 Antrag der SPD-Stadtratsfraktion vom 10.12.2020; Renaturierung von Moorflächen für den Arten- und Klimaschutz


Sachverhalt


Die im Antrag genannten Moorflächen im Stadtgebiet werden seit über 30 Jahren von der Unteren Naturschutzbehörde, Landratsamt Starnberg und dem Bund Naturschutz e.V. gepflegt.


Das Michelmoos, eine ca. 500 x 200 m große flache Senke, liegt im Norden von Söcking. Rund 95 % der Biotopfläche befindet sich im städtischen Eigentum. Die Pflege wird von der Unteren Naturschutzbehörde, Landratsamt Starnberg, verwaltet und mit Fördermitteln vom Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten finanziert. Bei der Pflege derartiger Niedermoorgebiete ist abzuwägen, zwischen der Erhaltung der Fläche als mähbares Offenlandbiotop oder einer Renaturierung. Die erste Alternative wird derzeit durchgeführt, so dass Arten der Roten Liste, wie Carex buxbaumii, beherbergt werden können. Gegenüber der Renaturierung (Wiedervernässung), bei der die Flächen dann in der Regel sich selbst überlassen werden, verschwinden diese Arten.


Laut Bund Naturschutz e.V. liegen eventuelle Probleme in der angrenzenden Grünlandbewirtschaftung der Wiesen, wo eventuelle landwirtschaftliche Maßnahmen das Moos nachhaltig beeinträchtigen könnten. Um das Michelmoos unter Berücksichtigung des Artenschutzes aufzuwerten, wäre eine Biotopvernetzung mit den Biotopen im Norden anzustreben. Die dazu benötigten Flächen liegen jedoch nicht im Eigentum der Stadt Starnberg. Die Grunderwerbskosten für die circa 14.000 m2 könnten bestenfalls bei 42.000 Euro liegen.


Eine Vernetzung ist erst empfehlenswert, wenn die technische Anlage zum Hochwasserschutz "Michelmoos" mit dem Wasserwirtschaftsamt Weilheim und dem Landratsamt Starnberg, Wasserrecht, abgestimmt ist.


Die Rote Höll ist ebenfalls als Biotop kartiert und liegt zwischen Fichtenforsten und Buchenaltbeständen in einer großen Senke von ca. 2,8 ha im städtischen Forst zwischen Söcking und Hadorf. Das Biotop wird vom Bund Naturschutz e.V. gewissenhaft und unter schwierigen Bedingungen gepflegt. Der Bund Naturschutz e.V. hat sich zusammen mit der Unteren Naturschutzbehörde, Landratsamt Starnberg, im Jahr 2019 dafür eingesetzt, dass das Niedermoor offiziell als Landschaftsbestandteil nach § 29 Abs.2 Bundesnaturschutzgesetz (BnatSchG) festgesetzt wurde. Die unter Schutzstellung dient vor allem dem Erhalt des Artenreichtums und der Sicherung der reichhaltigen Biodiversität im Toteisloch.


Beim Leutstettener Moos handelt es sich um eine großflächige weitgehend ungestörte Verlandungsfläche, die aus dem ehemaligen Gletscherzungenbeckens des Starnberger Sees entstand.


Untersuchungen zur Moorwiedervernässung sind im Managementplan (MMPL) berücksichtigt und wurden zudem von dem Büro Terrabiota nochmals erweitert. Bei weiteren Fragen zu dem Managementplan, steht die Unteren Naturschutzbehörde, Landratsamt Starnberg, zur Verfügung.


Eine Wiedervernässung im Leutstettener Moos wäre machbar. Da jedoch die Eigentumsverhältnisse im Moos so vielseitig sind, wäre die Betreuung eines solch grenzübergreifenden Unterfanges sehr aufwendig und liegt zudem mit der Durchführung bei der Unteren Naturschutzbehörde.


Die Stadtverwaltung ist für die Erhaltung und Pflege der städtischen Moore stets in Abstimmung dem Bund Naturschutz e.V. und der Unteren Naturschutzbehörde, Landratsamt Starnberg. Eine grundsätzliche Renaturierung wird Seitens der Verwaltung und beteiligten Akteure nicht als zielführend erachtet. Für jedes Biotop wurden die für alle machbaren Maßnahmen zur Erhaltung des Moores und für den Artenschutz abgestimmt.


(Anm. d. Verf.: So langsam wird es etwas träge. Es geht darum, ob und in welchem Maße es eine Renaturierung der bestehenden Moore umgesetzt werden. Intakte Moore tragen zum Klimaschutz bei.)


Die Debatte:




	
Frau Dr. Lauer (B90/Grüne): Sie möchte kommentieren. Der Antrag rennt bei ihr offene Türen ein. Man braucht nur die Abflüsse wieder zumachen. Man muss sich aber die Details weiter angucken.


	
Frau Schaller: Das Hochwasserrückhaltebecken im Michelmoos ist aktuell zu sanieren. Deshalb bietet sich an, dass zusammen mit einer möglichen Renaturierung zu überlegen.


	
Herr Weidner (SPD): Es gibt verschiedene Fördertöpfe, so dass nicht alles von der Stadt zu bezahlen wäre.





Beschlussvorschlag


in den nicht öffentlichen Teil verschoben


TOP 14 Vollzug der Gemeindeordnung (GO); Antrag aus der Bürgerversammlung über die Anbringung zusätzlicher Schilder und Kontrolle des Radfahrverbots an der Seepromenade


Sachverhalt


Es wird die Anbringung zusätzlicher Verkehrsschilder und die Kontrolle des Radfahrverbots an der Seepromenade durch Polizisten beantragt.


An der Seepromenade Starnberg gilt ab Höhe der Bahnunterführung Museumsweg bis zum Bucentaurpark ein Radfahrverbot.


Die Straßenverkehrsordnung (StVO) schreibt in § 45 Abs. 9 vor, dass Verkehrszeichen nur dort anzuordnen sind, wo dies auf Grund der besonderen Umstände zwingend erforderlich ist. Aus § 39 Abs. 1 StVO geht hervor, dass "angesichts der allen Verkehrsteilnehmern obliegenden Verpflichtung, die allgemeinen und besonderen Verhaltensvorschriften dieser Verordnung eigenverantwortlich zu beachten, örtliche Anordnungen durch Verkehrszeichen nur dort getroffen werden, wo dies auf Grund der besonderen Umstände zwingend geboten ist".


Nach Beurteilung der Rechtslage ist von einer Aufstellung weiterer Verkehrszeichen mit dem Hinweis des Fahrradverbots abzusehen. Die Kontrolle der Verkehrsregelung erfolgt in Zeiten hoher Frequentierung, d.h. insbesondere in den Sommermonaten, durch hierfür eigens beauftragtes Ordnungspersonal. Zudem erfolgt in zeitlich untergeordnetem Umfang die Kontrolle durch Ordnungskräfte der Parkraumüberwachung. Zukünftig kann der Einsatz durch Kräfte der Bayerischen Sicherheitswacht, koordiniert durch die Polizei Starnberg, in Aussicht gestellt werden. Ein weiterer personeller Einsatz ist aus finanziellen Gründen nicht zu leisten.


[image: ]


Die Debatte:




	
Herr Mignoli (BLS): Wir dürfen den fahrenden Verkehr als Stadt nicht überprüfen?


	
Herr Janik: Ja, nur den ruhenden Verkehr.


	
Herr Weidner (SPD): Wir könnten als Stadt gegenüber der Sicherheitswacht die Promenade als Schwerpunkt nennen?





Beschlussvorschlag


Der Ausschuss für Umwelt, Energie und Mobilität nimmt die Rechtslage sowie die aktuell gültige Verkehrsregelung zur Kenntnis.


Der Antrag auf Aufstellung weiterer Verkehrsschilder sowie die Ausweitung des personellen Einsatzes von Ordnungskräften wird abgelehnt.


angenommen: einstimmig


TOP 15 Öffnung von Einbahnstraßen für den Radverkehr; Anpassung von Radwegen; Vollzug der Gemeindeordnung (GO); Antrag aus der Bürgerversammlung; Ausweisung einer Fahrradstraße


Sachverhalt


Mit Schreiben vom 05.10.2020 stellte die Fraktion der BMS mehrere Anträge zum Radverkehr.


1. Öffnung der Einbahnstraße Lindenweg für den Radverkehr in Gegenrichtung


Im Lindenweg besteht durch die örtlichen Gegebenheiten (parkende Fahrzeuge, enge Straßenführung) kaum eine Möglichkeit, schneller als 30 km/h zu fahren. Neben den parkenden Fahrzeugen auf dem Seitenstreifen liegen Fahrbahnbreiten von ca. 3,50 – 4,00 m vor. Die Polizeiinspektion Starnberg hat der Öffnung für den Radverkehr unter der Voraussetzung, dass der unwegsame Randstreifen der Fahrbahn ausgebessert wird, zugestimmt.


Die verkehrsrechtliche Anordnung für die Öffnung des Lindenwegs liegt in der Zuständigkeit des Landratsamtes Starnberg, da sich der Abschnitt des Lindenwegs zwischen zwei Staatsstraßen (Dinardstraße und Weilheimer Straße) befindet.


Die Anordnung wurde entsprechend von Seiten der Stadtverwaltung beim Landratsamt im Februar 2020 beantragt. Bisher ist die Anordnung nicht erfolgt. Zuletzt wurde die Öffnung am 24.11.2020 erneut beantragt. Daraufhin erging vom Landratsamt Starnberg die Zustimmung zur zeitnahen Umsetzung der verkehrsrechtlichen Anordnung.
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